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Vereinbarung gemäß Art. 89 b LVerf über die Beteiligung des Landtags im 
Rahmen der Bekämpfung der COVID-19 Pandemie 
hier: 14. Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz  

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

entsprechend der Vereinbarung zwischen Landtag und Landesregierung gemäß 
Artikel 89 b der Landesverfassung über die Beteiligung des Landtags im Rahmen der 
Bekämpfung der COVID-19-Pandemie übersende ich Ihnen anliegend den Entwurf der 
14. Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz zur Unterrichtung der Mitglieder
des Landtags.

Sofern gewünscht, ist die Ministerin für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 
gerne bereit, die Landesverordnung im Ausschuss zu erläutern. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Clemens Hoch 
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Vierzehnte Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

(14. CoBeLVO)  

Vom 14. Dezember 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 28 a Abs. 1 und den 

§§ 29 und 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 

2397), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Landesverordnung zur Durchführung des 

Infektionsschutzgesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des 

Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, wird verordnet: 

 

Teil 1 

Allgemeine Schutzmaßnahmen 

§ 1 

 

(1) Jede Person wird angehalten, nähere und längere Kontakte zu anderen Personen auf ein 

Minimum zu reduzieren und den Kreis der Personen, zu denen nähere oder längere Kontakte 

bestehen, möglichst konstant zu lassen. Private Zusammenkünfte, die in der eigenen 

Wohnung oder anderen eigenen geschlossenen Räumlichkeiten stattfinden, sollen auf die 

Angehörigen des eigenen und eines weiteren Hausstands bis zu einer Gruppengröße von 

höchstens fünf Personen beschränkt werden, wobei deren Kinder bis 14 Jahre bei der 

Bestimmung der Personenanzahl außer Betracht bleiben können. Abweichend von Satz 2 

können Personen eines Hausstands in der Zeit vom 24. bis 26. Dezember 2020 auch von 

bis zu vier weiteren Personen aus dem engsten Familienkreis (Ehegattinnen und Ehegatten, 

Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Partnerinnen und Partner einer nichtehelichen 

Lebensgemeinschaft, Verwandte in gerader Linie, Geschwister, Geschwisterkinder und 

deren jeweilige Haushaltsangehörige) besucht werden, selbst wenn sich dadurch insgesamt 

mehr als fünf Personen über 14 Jahren oder mehr als zwei Hausstände treffen. Wo die 

Möglichkeit besteht, sollen Zusammenkünfte vorzugsweise im Freien abgehalten werden. 

Personen mit Symptomen einer Atemwegsinfektion (insbesondere Husten, 

Erkältungssymptomatik, Fieber) sollen möglichst zu Hause bleiben; ihnen ist im Regelfall der 

Zutritt zu Einrichtungen, Veranstaltungen und Versammlungen zu verwehren. 

(2) Bei Begegnungen mit anderen Personen im öffentlichen Raum ist ein Mindestabstand 

von 1,5 Metern einzuhalten, soweit sich aus dieser Verordnung nichts anderes ergibt 



(Abstandsgebot). Satz 1 gilt auch, wenn eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird. Satz 

1 gilt nicht für Kontakte, bei denen Personen bestimmungsgemäß zumindest kurzfristig 

zusammenkommen müssen, beispielsweise bei Nutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs sowie bei ehrenamtlichem Engagement zur Versorgung der 

Bevölkerung. 

(3) In geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder 

Kundenverkehrs zugänglich sind, ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Dies gilt 

darüber hinaus an allen Orten mit Publikumsverkehr, so auch an Örtlichkeiten in der 

Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum 

oder nicht nur vorübergehend begegnen. Die Bestimmung der Orte nach Satz 2 sowie die 

Bestimmung eines zeitlichen Umfangs der Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 

tragen, obliegt der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten der Stadtverwaltung 

als Kreisordnungsbehörde. Im Übrigen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, soweit 

dies in dieser Verordnung angeordnet wird (Maskenpflicht). 

(4) Das Abstandsgebot sowie die Maskenpflicht gelten nicht 

1. für Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, 

2. für Personen, denen dies wegen einer Behinderung oder aus gesundheitlichen 

Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist; dies ist durch ärztliche Bescheinigung 

nachzuweisen, 

3. soweit und solange es zur Kommunikation mit Menschen mit einer Hör- oder 

Sehbehinderung, zu Identifikationszwecken oder im Zusammenhang mit der 

Wahrnehmung von Aufgaben der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) erforderlich ist, 

4. für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Einrichtungen, wenn anderweitige geeignete 

Schutzmaßnahmen getroffen werden oder solange kein Kontakt zu Kundinnen und 

Kunden oder Besucherinnen und Besuchern besteht. 

(5) Sofern in öffentlichen oder gewerblichen Einrichtungen oder im unmittelbaren Umfeld 

solcher Einrichtungen mit der Ansammlung von Personen zu rechnen ist, sind durch den 

Betreiber der Einrichtung oder Veranlasser einer Versammlung, Ansammlung oder 

sonstigen Zusammenkunft Maßnahmen zur Einhaltung des Abstandsgebots, insbesondere 

zur Steuerung des Zutritts, zu ergreifen, wie beispielsweise durch Anbringen von gut 

sichtbaren Abstandsmarkierungen im Abstand von mindestens 1,5 Metern. In 

Wartesituationen gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(6) In öffentlichen oder gewerblichen Einrichtungen sind besondere Hygienemaßnahmen, 

wie beispielweise die Bereitstellung von Desinfektionsmittel, erhöhte Reinigungsintervalle, 

Trennvorrichtungen und ähnliche Maßnahmen, vorzusehen. 

(7) Soweit in dieser Verordnung eine Personenbegrenzung angeordnet wird, gilt, dass sich 

in einer Einrichtung 



a) mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche von bis zu 800 qm insgesamt höchstens eine 

Person pro 10 qm Verkaufs- oder Besucherfläche und 

b) mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche ab 801 qm insgesamt auf einer Fläche von 

800 qm höchstens eine Person pro 10 qm Verkaufs- oder Besucherfläche und auf der 

800 qm übersteigenden Fläche höchstens eine Person pro 20 qm Verkaufs- oder 

Besucherfläche 

aufhalten darf (Personenbegrenzung). 

(8) Der Betreiber einer Einrichtung oder Veranlasser einer Ansammlung oder sonstigen 

Zusammenkunft hat die Kontaktnachverfolgbarkeit sicherzustellen, sofern dies in dieser 

Verordnung bestimmt wird; werden gegenüber der oder dem zur Datenerhebung 

Verpflichteten Kontaktdaten angegeben, müssen diese wahrheitsgemäß sein und eine 

Kontaktnachverfolgung ermöglichen (Kontakterfassung). Unter Einhaltung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind die Kontaktdaten, die eine Erreichbarkeit der 

Person sicherstellen (Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummer), sowie Datum und Zeit 

der Anwesenheit der Person zu erheben. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat 

zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig 

falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer 

Kontaktdaten verweigern oder offenkundig falsche oder unvollständige Angaben machen, 

sind von dem Besuch oder der Nutzung der Einrichtung oder von der Teilnahme an der 

Ansammlung oder Zusammenkunft durch den Betreiber der Einrichtung oder Veranlasser 

der Ansammlung oder sonstigen Zusammenkunft auszuschließen. Die zur Datenerhebung 

Verpflichteten haben sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten Daten durch 

Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten dürfen zu einem anderen Zweck als der 

Aushändigung auf Anforderung an das zuständige Gesundheitsamt nicht verwendet werden 

und sind vier Wochen nach Erhebung zu löschen. Sich aus anderen Rechtsvorschriften 

ergebende Datenaufbewahrungspflichten bleiben unberührt. Das zuständige 

Gesundheitsamt kann, soweit dies zur Erfüllung seiner nach den Bestimmungen des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und dieser Verordnung obliegenden Aufgaben erforderlich 

ist, Auskunft über die Kontaktdaten verlangen; die Daten sind unverzüglich zu übermitteln. 

Eine Weitergabe der übermittelten Daten durch das zuständige Gesundheitsamt oder eine 

Weiterverwendung durch dieses zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist 

ausgeschlossen. An das zuständige Gesundheitsamt übermittelte Daten sind von diesem 

unverzüglich irreversibel zu löschen, sobald die Daten für die Aufgabenerfüllung nicht mehr 

benötigt werden. 

(9) Die auf der Internetseite der Landesregierung (www.corona.rlp.de) veröffentlichten 

Hygienekonzepte in ihrer jeweils geltenden Fassung sind zu beachten. Sofern für einzelne 

Einrichtungen oder Maßnahmen keine Hygienekonzepte auf der Internetseite der 



Landesregierung oder der fachlich zuständigen Ministerien veröffentlicht sind, gelten die 

Hygienekonzepte vergleichbarer Einrichtungen oder Lebenssachverhalte entsprechend.  

(10) Ausnahmegenehmigungen von den Bestimmungen der Absätze 2 bis 8 können in 

begründeten Einzelfällen auf Antrag von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien 

Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter Auflagen erteilt werden, soweit 

das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter 

Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck 

dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird. 

 

Teil 2 

Versammlungen, Veranstaltungen und  

Zusammenkünfte von Personen 

 

§ 2 

 

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine oder mit den Angehörigen des eigenen 

oder eines weiteren Hausstands bis zu einer Gruppengröße von höchstens fünf Personen 

gestattet, wobei deren Kinder bis 14 Jahre bei der Ermittlung der Personenanzahl außer 

Betracht bleiben. § 1 Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung. Abweichend von Satz 1 ist der 

Aufenthalt im öffentlichen Raum von Personen eines Hausstands in der Zeit vom 24. bis 26. 

Dezember 2020 auch mit bis zu vier weiteren Personen aus dem engsten Familienkreis 

(Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Partnerinnen und 

Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Verwandte in gerader Linie, Geschwister, 

Geschwisterkinder und deren jeweilige Haushaltsangehörige) zulässig, selbst wenn sich 

dadurch insgesamt mehr als fünf Personen über 14 Jahren oder mehr als zwei Hausstände 

treffen. Der Konsum von alkoholischen Getränken im öffentlichen Raum ist untersagt. 

(2) Erlaubt sind 

1. Zusammenkünfte aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen Anlässen, bei 

denen Personen unmittelbar zusammenarbeiten müssen, einschließlich der 

erforderlichen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen, 

sowie aus bildungs-, prüfungs- oder betreuungsrelevanten Gründen, 

2. Zusammenkünfte bei Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben 

wahrnehmen. 

Für Zusammenkünfte nach Satz 1 gilt § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht. Es gilt die Maskenpflicht nach 

§ 1 Abs. 3 Satz 4. 

(3) Versammlungen unter freiem Himmel können durch die nach dem Versammlungsgesetz 

zuständige Behörde unter Auflagen, insbesondere zum Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 



1 sowie zur Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 zugelassen werden, soweit dies im 

Einzelfall aus epidemiologischer Sicht vertretbar ist. Versammlungen am 31. Dezember 2020 

sowie am 1. Januar 2021 sollen im Regelfall nicht genehmigt werden. 

(4) Zusammenkünfte von Personen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung, der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien), 

der Vorbereitung und Durchführung von öffentlichen Wahlen, insbesondere von 

Wahlkreiskonferenzen und Vertreterversammlungen, der Durchführung von 

Blutspendeterminen, der Durchführung von Prüfungen an Hochschulen sowie der 

Durchführung von Auswahlverfahren für zulassungsbeschränkte Studiengänge, 

insbesondere Studieneignungstests, oder der Daseinsvorsorge zu dienen bestimmt sind, 

sind unter Berücksichtigung der allgemeinen Schutzmaßnahmen nach § 1 erlaubt. Bei 

Zusammenkünften der Rechtspflege soll grundsätzlich bei Begegnung mit anderen 

Personen eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen werden. In den übrigen Fällen gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(5) An Zusammenkünften von Personen anlässlich Bestattungen dürfen als Trauergäste 

folgende Personen teilnehmen: 

1. die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner, die 

Verlobte oder der Verlobte der Verstorbenen oder des Verstorbenen, 

2. Personen, die mit der Verstorbenen oder dem Verstorbenen im ersten oder zweiten 

Grad verwandt sind sowie deren Ehegattinnen oder Ehegatten oder 

Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner, und 

3. Personen eines weiteren Hausstands. 

Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere Personen teilnehmen, 

wenn sichergestellt ist, dass die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 eingehalten wird. Es 

gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(6) An standesamtlichen Trauungen dürfen neben den Eheschließenden, der 

Standesbeamtin oder dem Standesbeamten sowie weiterer für die Eheschließung 

notwendiger Personen und zwei Trauzeuginnen oder Trauzeugen folgende Personen 

teilnehmen: 

1. Personen, die mit einem der Eheschließenden im ersten oder zweiten Grad verwandt 

sind sowie deren Ehegattinnen oder Ehegatten oder Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartner, und 

2. Personen eines weiteren Hausstands. 

Es gilt für alle anwesenden Personen mit Ausnahme der Eheschließenden die Maskenpflicht 

nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(7) Zusammenkünfte von Selbsthilfegruppen, die einem Wohlfahrtsverband der LIGA der 

Freien Wohlfahrtspflege in Rheinland-Pfalz e. V. angehören oder in den Datenbanken der 

Mitglieder der LAG KISS geführt werden und der Bewältigung einer psychischen 



Belastungssituation, der Bewältigung einer eigenen Erkrankung oder der Erkrankung eines 

Angehörigen dienen, sind unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Es 

gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

und die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1. 

(8) Jede weitere Veranstaltung oder Zusammenkunft von Personen im öffentlichen Raum 

oder in angemieteten oder zur Verfügung gestellten Räumen, die nicht unter besondere 

Regelungen dieser Verordnung fallen, ist, vorbehaltlich des Selbstorganisationsrechts des 

Landtags und der Gebietskörperschaften, untersagt. 

(9) Abweichend von § 23 Abs. 2 Satz 2 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der 

Fassung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169) in der jeweils geltenden Fassung ist das 

Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen der Kategorie 2 auf öffentlichen Plätzen 

sowie auf öffentlichen Straßen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Landesstraßengesetzes auch 

am 31. Dezember 2020 und 1. Januar 2021 nicht gestattet. Öffentlich veranstaltetes 

Feuerwerk zum Jahreswechsel 2020/2021 ist untersagt. 

(10) Ausnahmegenehmigungen von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 8 können im 

begründeten Einzelfall auf Antrag von der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien 

Städten der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter Auflagen erteilt werden, soweit 

das Schutzniveau vergleichbar, dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter 

Berücksichtigung des jeweils aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck 

dieser Verordnung nicht beeinträchtigt wird.  

 

Teil 3 

Religionsausübung 

§ 3 

 

(1) Gottesdienste von Religions- oder Glaubensgemeinschaften oder deren 

Versammlungen, die für die Selbstorganisation oder Rechtssetzung erforderlich sind, sind 

unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen, insbesondere des Abstandsgebots 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zulässig. Gemeinde- oder Chorgesang ist nicht zulässig.  Werden 

mehrere Gottesdienste in Folge abgehalten, so soll ein Zeitraum von mindestens einer 

Stunde zwischen Ende und Anfang des jeweiligen Gottesdienstes freigehalten werden. Der 

Einsatz von Instrumentalmusik ohne verstärkten Aerosolausstoß ist zulässig. 

(2) Die Religions- oder Glaubensgemeinschaften stellen sicher, dass Infektionsketten für die 

Dauer von vier Wochen rasch und vollständig nachvollzogen werden können. Bei 

Zusammenkünften, in denen Besucherzahlen erwartet werden, die zu einer Auslastung der 

Kapazitäten führen könnten, ist ein Anmeldungserfordernis einzuführen. Die Religions- und 

Glaubensgemeinschaften stellen durch Steuerung des Zutritts sicher, dass Ansammlungen 



von Personen in öffentlich zugänglichen oder Gästen vorbehaltenen Bereichen der 

Einrichtung, die von einer Mehrzahl von Personen benutzt werden, vermieden werden. Sie 

sind zur Zusammenarbeit mit dem zuständigen Gesundheitsamt hinsichtlich der 

Kontaktnachverfolgung im Falle von Infektionen verpflichtet. 

(3) In geschlossenen Räumen gilt für Teilnehmende die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4. Ausgenommen sind Geistliche sowie Lektorinnen und Lektoren, Vorbeterinnen und 

Vorbeter, Kantorinnen und Kantore, Vorsängerinnen und Vorsänger unter Einhaltung 

zusätzlicher Schutzmaßnahmen, die sich aus den Infektionsschutzkonzepten der Religions- 

oder Glaubensgemeinschaften ergeben.  

(4) Die Religions- oder Glaubensgemeinschaften oder ihre Dachorganisationen erstellen 

Infektionsschutzkonzepte, in denen das Nähere zu den Schutzmaßnahmen, insbesondere 

die Sicherstellung der Kontaktnachverfolgung, geregelt wird und legen diese nach 

Aufforderung dem zuständigen Gesundheitsamt vor. 

 

 
Teil 4 

Wirtschaftsleben 

 

§ 4 

Untersagung der Öffnung oder Durchführung 

 

Untersagt ist die Öffnung oder Durchführung von 

1. Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen, 

2. Kirmes, Volksfesten und ähnlichen Einrichtungen,  

3. Prostitutionsgewerbe im Sinne des § 2 Abs. 3 des Prostituiertenschutzgesetzes vom 

21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 5 

Voraussetzungen für die Öffnung 

von öffentlichen oder gewerblichen Einrichtungen 

 

(1) Ämter, Behörden, Verwaltungen, der Rechtspflege dienende Einrichtungen 

(einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien), Zulassungsstellen, Bau-, 

Betriebs- und Wertstoffhöfe oder ähnliche öffentliche Einrichtungen können unter Beachtung 

der allgemeinen Schutzmaßnahmen öffnen, soweit in dieser Verordnung nichts 

Abweichendes bestimmt ist.  



(2) Gewerbliche Einrichtungen sind, soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes 

bestimmt ist, für den Kundenverkehr geschlossen. Abhol-, Liefer- und Bringdienste nach 

vorheriger Bestellung sind zulässig.  

(3) Von der Schließung nach Absatz 2 Satz 1 ausgenommen sind 

1. Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel, Direktvermarkter von Lebensmitteln, 

Getränkemärkte, Drogerien, Babyfachmärkte, 

2.  Verkaufsstände auf Wochenmärkten, deren Warenangebot den zulässigen 

Einzelhandelsbetrieben entspricht, 

3.  Apotheken, Sanitätshäuser, Reformhäuser, 

4.  Tankstellen, 

5.  Banken und Sparkassen, Poststellen, 

6.  Reinigungen, Waschsalons, 

7.  Zeitungs- und Zeitschriftenverkauf, 

8.  Tierbedarfsmärkte und Futtermittelmärkte, 

9.  Großhandel. 

Der Verkauf von Weihnachtsbäumen ist gestattet. Bietet eine Einrichtung neben den in Satz 

1 und 2 genannten Waren oder Dienstleistungen weitere Waren oder Dienstleistungen an, 

ist dies zulässig, soweit das weitere Waren- oder Dienstleistungsangebot nicht den 

Schwerpunkt des Verkaufs oder Angebots bildet. 

(4) Jedweder Verkauf oder Erwerb von pyrotechnischen Gegenständen ist untersagt. 

(5) In den Einrichtungen nach den Absätzen 1 und 3 gelten vorbehaltlich der Bestimmungen 

des § 2 Abs. 4 sowohl in geschlossenen Räumen als auch im Freien, insbesondere in 

Wartesituationen, das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4 und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7. Die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4 gilt auch im unmittelbaren Umfeld der Einrichtung oder auf Parkplätzen. Die 

Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 gilt nicht 

1. für Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen, 

2. auf Wochenmärkten gemäß Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 sowie 

3. in persönlichen Beratungsgesprächen, wenn sich ausschließlich Personen, die 

höchstens zwei Hausständen angehören, in einem Raum aufhalten. 

 

§ 6 

Betriebs- und Dienstleistungsbeschränkungen, Betriebsverbote 

 

(1) In allen Arbeits- und Betriebsstätten gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Satz 1 

gilt zwischen den dort beschäftigten Personen nicht, sofern am jeweiligen Platz der Arbeits- 



oder Betriebsstätte der Mindestabstand von 1,5 Metern im Sinne des § 1 Abs. 2 eingehalten 

werden kann. 

(2) Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe sind unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen befugt, ihre Tätigkeit auszuüben. Das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 sind einzuhalten.  

(3) Kann das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zwischen Personen wegen der Art der 

Dienstleistung nicht eingehalten werden, wie in Friseursalons, Kosmetikstudios, 

Wellnessmassagesalons, Tattoo- oder Piercing-Studios und ähnlichen Betrieben, ist die 

Tätigkeit untersagt. Erlaubt sind Dienstleistungen, die medizinischen Gründen dienen, wie 

solche von Optikern, Hörgeräteakustikern, in Fußpflegeeinrichtungen, bei der Podologie, bei 

Physio-, Ergo- und Logotherapien, bei Rehabilitationssport und Funktionstraining im Sinne 

des § 64 Abs. 1 Nr. 3 und 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch oder Ähnliches. Es gilt 

die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4, sofern die Art der Dienstleistung dies zulässt. 

Zusätzlich gilt die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1.  

(4) Alle ärztlichen Behandlungen sind erlaubt. Einrichtungen des Gesundheitswesens 

bleiben unter Beachtung der notwendigen Hygiene- und Schutzmaßnahmen geöffnet. In 

Wartesituationen gemeinsam mit anderen Personen gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4. 

 

§ 7 

Gastronomie  

 

(1) Gastronomische Einrichtungen, insbesondere 

1. Restaurants, Speisegaststätten, Bars, Kneipen, Cafés, Shisha-Bars und ähnliche 

Einrichtungen, 

2. Eisdielen, Eiscafés und ähnliche Einrichtungen, 

3. Vinotheken, Probierstuben und ähnliche Einrichtungen, 

4. Angebote von Tagesausflugsschiffen einschließlich des gastronomischen Angebots 

und ähnliche Einrichtungen 

sind geschlossen. Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie der Straßenverkauf (ohne 

Alkoholausschank) und Ab-Hof-Verkauf sind erlaubt. Für sie gelten die allgemeinen 

Schutzmaßnahmen, insbesondere das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 und die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4.  

(2) Kantinen und Mensen, die ausschließlich die Versorgung der betreffenden Einrichtung 

vornehmen, sind unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen geöffnet. Es gelten 

das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und 



die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8. Die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

entfällt nur am Platz. 

 

§ 8 

Hotellerie, Beherbergungsbetriebe 

 

(1) Einrichtungen des Beherbergungsgewerbes, insbesondere  

1. Hotels, Hotels garnis, Pensionen, Gasthöfe, Gästehäuser und ähnliche Einrichtungen, 

2. Ferienhäuser, Ferienwohnungen, Privatquartiere und ähnliche Einrichtungen, 

3. Jugendherbergen, Familienferienstätten, Jugendbildungsstätten, Erholungs-, Ferien- 

und Schulungsheime, Ferienzentren und ähnliche Einrichtungen, 

4. Campingplätze, Reisemobilplätze, Wohnmobilstellplätze und ähnliche Einrichtungen 

sind geschlossen. Sie können bei Bedarf ausschließlich für den nicht touristischen 

Reiseverkehr unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen öffnen. 

(2) Es gilt die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 für die Kontaktdaten 

sämtlicher Gäste. Die Aufbewahrungspflicht nach § 30 Abs. 4 des Bundesmeldegesetzes 

bleibt unberührt. 

(3) In allen öffentlich zugänglichen Bereichen der Einrichtung gilt das Abstandsgebot nach 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 sowie innerhalb der Räumlichkeiten der Einrichtung die Maskenpflicht nach 

§ 1 Abs. 3 Satz 4. Der Betreiber der Einrichtung hat durch Steuerung des Zutritts 

Ansammlungen von Personen in öffentlich zugänglichen oder Gästen vorbehaltenen 

Bereichen der Einrichtung, die von einer Mehrzahl von Personen benutzt werden, zu 

vermeiden. 

(4) Für die gastronomischen Angebote zur Versorgung von nicht touristisch Reisenden in 

der Einrichtung gilt § 7 Abs. 2 entsprechend. Bei der Erbringung von Dienstleistungen, dem 

Angebot von Freizeitaktivitäten, Sport oder Wellnessangeboten gelten die übrigen 

Bestimmungen dieser Verordnung. 

 

§ 9 

Nutzung von Verkehrsmitteln, Schülerbeförderung 

 

(1) Bei Nutzung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs und 

des gewerblichen Passagierverkehrs auf Flughäfen und der hierzu gehörenden 

Einrichtungen, wie beispielsweise dem Aufenthalt an Haltestellen, Bahnsteigen oder 

Einrichtungen der Fluggastabfertigung, gelten die allgemeinen Schutzmaßnahmen, 

insbesondere die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Satz 1 gilt auch für den freigestellten 

Schülerverkehr und andere Personenverkehre gemäß Freistellungs-Verordnung vom 



30. August 1962 (BGBl. I S. 601) in der jeweils geltenden Fassung sowie für Taxi- und 

Mietwagenverkehre. Ein Fahrscheinverkauf bei der Fahrerin oder dem Fahrer ist nur 

zulässig, wenn Trennvorrichtungen in den Fahrzeugen vorhanden sind. Der Verkauf und 

Verzehr von alkoholischen Getränken in den Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah- 

verkehrs ist untersagt. 

(2) Die Beförderung von Schülerinnen und Schülern gemäß § 69 des Schulgesetzes 

(SchulG) oder § 33 des Privatschulgesetzes (PrivSchG) darf nicht mit der Begründung 

verweigert werden, dass diese keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen. 

(3) Der Betrieb von Seilbahnen, Sesselbahnen und ähnlichen Einrichtungen kann unter 

Einhaltung der allgemeinen Schutzmaßnahmen entsprechend Absatz 1 erfolgen. 

(4) Die Durchführung von Reisebusreisen, Schiffsreisen oder ähnlichen Angeboten ist 

unzulässig.  

 
 

Teil 5  

Sport und Freizeit 

 

§ 10 

Sport 

 

(1) Training und Wettkampf im Amateur- und Freizeitsport in Mannschaftsportarten und im 

Kontaktsport sind untersagt. Die sportliche Betätigung im Amateur- und Freizeitsport in 

Einzelsportarten auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen ist nur im Freien und 

nur alleine, zu zweit oder mit Personen, die dem eigenen Hausstand angehören, zulässig. 

Im Übrigen gilt das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 während der gesamten sportlichen 

Betätigung. Zuschauerinnen und Zuschauer sind nicht zugelassen; ausgenommen sind 

Verwandte ersten und zweiten Grades bei der sportlichen Betätigung Minderjähriger. 

(2) Schwimm- und Spaßbäder, Saunen, Thermen, Fitnessstudios und ähnliche 

Einrichtungen sind geschlossen. 

(3) Der Trainings- und Wettkampfbetrieb des Profi- und Spitzensports ist auf und in 

öffentlichen und privaten Sportanlagen zulässig, sofern ein von den Sportfachverbänden 

oder Ligaverantwortlichen erstelltes Hygienekonzept vorliegt und beachtet wird. 

Zuschauerinnen und Zuschauer sind nicht gestattet.  

Spitzen- und Profisport im Sinne des Satzes 1 betreiben: 

1. Bundes- und Landeskaderathletinnen und -athleten in olympischen Disziplinen 

(Olympiakader, Perspektivkader, Ergänzungskader, Nachwuchskader 1, 

Nachwuchskader 2, Landeskader) sowie Bundes- und Landeskaderathletinnen und -

athleten in paralympischen Disziplinen (Paralympicskader, Perspektivkader, 



Teamkader, Nachwuchskader 1, Nachwuchskader 2, Landeskader), welche von den 

zuständigen Bundes- oder Landesverbänden anerkannt sind; 

2. Mannschaften aller olympischen und paralympischen Sportarten der 1. bis 3. Ligen 

sowie der Regionalliga im Männerfußball; darüber hinaus Profimannschaften in nicht 

olympischen und nicht paralympischen Sportarten; unter Profisport ist die bezahlte 

Vollzeittätigkeit von Berufssportlern in Kapitalgesellschaften oder in den 

Wirtschaftsbetrieben von Vereinen zu verstehen;  

3. Mannschaften der höchsten Spielklassen der Jugend- und Nachwuchsaltersklassen 

U 17 oder älter sowie Spieler und Spielerinnen der Bundes- und Landeskader der 

Altersklassen U 15 und U 16, sofern die Mannschaften oder Spielerinnen und Spieler 

an einem vom zuständigen Spitzenfachverband zertifizierten 

Nachwuchsleistungszentrum trainieren; 

4. Wirtschaftlich selbstständige, vereins- oder verbandsungebundene Profisportlerinnen 

und -sportler ohne Bundeskaderstatus sowie 

5. sonstige Athletinnen und Athleten, die sich bereits für die Teilnahme an 

bevorstehenden Europa- und Weltmeisterschaften qualifiziert haben oder im Jahr 2020 

oder im Jahr 2021 qualifizieren können. 

 

§ 11 

Freizeit 

 

(1) Geschlossen sind: 

1. Messen, Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

2. Freizeitparks und ähnliche Einrichtungen, 

3. zoologische Gärten, Tierparks, botanische Gärten und ähnliche Einrichtungen, 

4. Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche Einrichtungen. 

Abweichend von Satz 1 Nr. 4 dürfen Wettvermittlungsstellen kurzzeitig zur Wettabgabe 

betreten werden; die Betreiberin oder der Betreiber stellt durch geeignete Maßnahmen 

sicher, dass ein darüber hinausgehendes Verweilen unterbleibt. 

(2) Auf Spielplätzen ist möglichst das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 zu beachten. 

Für anwesende Erwachsene gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

 

 

  



Teil 6 

Bildung und Kultur 

§ 12 

Schulen, Staatliche Studienseminare für Lehrämter 

 

(1) Der Schulbetrieb einschließlich des Schulsports findet gemäß den Vorgaben des für die 

Angelegenheiten des Schul- und Unterrichtswesens zuständigen Ministeriums im 

Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium 

statt. Der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der 

Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung, ist 

anzuwenden; dabei gelten die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und die Pflicht zur 

Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nach Maßgabe des „Hygieneplans-Corona für die 

Schulen in Rheinland-Pfalz". Sofern der reguläre Unterricht wegen der in den Sätzen 1 und 

2 genannten Vorgaben nicht im vorgesehenen Umfang als Präsenzunterricht stattfindet, 

erfüllen die Schulen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag durch ein pädagogisches 

Angebot, das auch in häuslicher Arbeit wahrgenommen werden kann. Die Schulpflicht 

besteht fort und wird auch durch die Wahrnehmung des pädagogischen Angebots zur 

häuslichen Arbeit erfüllt. Schülerinnen und Schüler, die aus Infektionsschutzgründen nicht 

am Präsenzunterricht teilnehmen, erhalten ein pädagogisches Angebot zur häuslichen 

Arbeit. 

(2) Vom 16. bis 18. Dezember 2020 entfällt an allen Schulen die Anwesenheitspflicht für 

Schülerinnen und Schüler. Eltern und Sorgeberechtigten sollen nach Möglichkeit eine 

Betreuung zu Hause sicherstellen, um die Anzahl der Schülerinnen und Schüler in den 

Schulen gering zu halten. In dieser Zeit gilt auch im Unterricht in Grundschulen die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(3) Ab dem 4. Januar 2021 entfallen befristet für zwei Wochen an allen Schulen in Rheinland-

Pfalz sämtliche Schulveranstaltungen, insbesondere der Präsenzunterricht, mit Ausnahme 

der Abiturprüfungen sowie sonstiger nicht aufschiebbarer Prüfungen. Absatz 1 Satz 4 und 5 

findet Anwendung. Es findet eine Notbetreuung gemäß Absatz 7 statt. 

(4) Über die Regelungen in Absatz 1 hinaus gilt an allen Schulen die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4 auch während des Unterrichts; ausgenommen sind die Schülerinnen und 

Schüler der Grundschulen, der Primarstufen an Förderschulen sowie Schulen mit dem 

Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung und dem Förderschwerpunkt motorische 

Entwicklung. Ausnahmen von der Maskenpflicht sind aus schulorganisatorischen oder 

persönlichen Gründen, soweit diese Gründe nicht dauerhaft bestehen, zeitlich begrenzt im 

erforderlichen Umfang zulässig. Dies gilt insbesondere bei Sportunterricht und in der Pause 

im Freien, zur Nahrungsaufnahme sowie bei Prüfungen und Kursarbeiten. § 1 Abs. 4 Nr. 1 



bis 3 gilt entsprechend, mit der Maßgabe, dass die Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der 

Einhaltung der Maskenpflicht durch eine ärztliche Bescheinigung glaubhaft zu machen ist, 

aus der sich mindestens nachvollziehbar ergeben muss, auf welcher Grundlage die ärztliche 

Diagnose gestellt wurde und aus welchen Gründen das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung im konkreten Fall eine unzumutbare Belastung darstellt. Die Tatsache, dass die 

ärztliche Bescheinigung vorgelegt wurde, die ausstellende Ärztin oder der ausstellende Arzt 

sowie ein eventueller Gültigkeitszeitraum der Bescheinigung darf in der Schülerakte 

dokumentiert werden. Das Fertigen einer Kopie ist nicht zulässig. In den Fällen des Satzes 

2 ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen einzuhalten. Näheres regelt 

der „Hygieneplan-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“.  

(5) Die Regelungen zur Befreiung von der Maskenpflicht gelten entsprechend für eine 

etwaige Befreiung von Schülerinnen und Schülern von der Pflicht zur Teilnahme am 

Präsenzunterricht. 

(6) Abweichungen von den in Absatz 1 genannten Vorgaben sind für Schulen in freier 

Trägerschaft möglich; sie bedürfen der Zustimmung der Schulbehörde.  

(7) Während der Geltung der Maßnahmen nach Absatz 3 wird eine schulische Notbetreuung 

eingerichtet. Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, 

Schülerinnen und Schüler, deren häusliche Lernsituation nicht ausreichend förderlich ist, und 

Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 1 bis 7, bei denen eine häusliche Betreuung 

nicht oder nur teilweise gewährleistet werden kann, können die Notbetreuung in Anspruch 

nehmen. Soweit Schülerinnen und Schüler an der Notbetreuung in den Schulen teilnehmen, 

findet dort ein an die Situation angepasstes pädagogisches Angebot statt. Für Schülerinnen 

und Schüler sowie Lehrkräfte und andere Personen in der Notbetreuung gilt auch während 

der Betreuungsmaßnahmen die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. 

(8) Die Durchführung von Präsenzveranstaltungen und Prüfungen an den Staatlichen 

Studienseminaren für Lehrämter richtet sich nach den Vorgaben des für die Lehrerinnen- 

und Lehrerausbildung zuständigen Ministeriums und erfolgt unter Beachtung des 

„Hygieneplans Corona für die Studienseminare in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der 

Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung. 

(9) Für Schulen für Gesundheitsfachberufe nach dem Landesgesetz über die 

Gesundheitsfachberufe vom 7. Juli 2009 (GVBl. S. 265, BS 2124-11) in der jeweils geltenden 

Fassung sowie für Pflegeschulen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Landesgesetzes zur 

Ausführung des Pflegeberufegesetzes vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 212, BS 2124-13) in der 

jeweils geltenden Fassung gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

Zulässig sind ausschließlich digitale Angebote. 

 

  



§ 13 

Kindertageseinrichtungen 

 

(1) An allen Kindertageseinrichtungen findet im Rahmen eines "Regelbetriebs bei 

dringendem Bedarf" die Betreuung der Kinder statt, deren Eltern eine Betreuung nicht 

möglich ist.  

(2) Auf die „Leitlinien in Zeiten von Corona – Übergang zum Regelbetrieb“ vom 10. Juli 2020 

und „Gemeinsame Hygiene-Empfehlungen für den Regelbetrieb in 

Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz ab dem 1. August 2020” vom 3. Juli 2020 und 

„Hinweise zur Wahl des Elternausschusses“, veröffentlicht auf der Internetseite der 

Landesregierung (www.corona.rlp.de), in ihrer jeweils geltenden Fassung wird hingewiesen. 

(3) Personen, die bereits mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind oder in häuslicher 

Gemeinschaft mit infizierten Personen leben, müssen dem Einrichtungsbetrieb fernbleiben. 

Darüber hinaus findet für Kindertageseinrichtungen die Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 4 

Anwendung. Personen, die mit Kontaktpersonen der Kategorie I der Definition durch das 

Robert-Koch-Institut, die selbst auch eine Symptomatik einer COVID-19-Erkrankung 

aufweisen, in einem Haushalt leben, müssen dem Einrichtungsbetrieb fernbleiben. 

(4) Für jugendliche und erwachsene Personen, die sich im Einrichtungsbetrieb oder in einer 

unmittelbaren Hol- oder Bringsituation am Einrichtungsbetrieb aufhalten, gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4. Die Maskenpflicht gilt abweichend von § 1 Abs. 4 Nr. 

1 für Kinder auch nach Vollendung des sechsten Lebensjahres in der sie betreuenden 

Kindertageseinrichtung nicht. Die Maskenpflicht nach Satz 1 gilt nicht für in der Einrichtung 

tätige Personen während ihrer pädagogischen Interaktionen mit den in der Einrichtung 

betreuten Kindern oder soweit Ausnahmen nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 und 3 vorliegen oder der 

Mindestabstand zwischen den in Satz 1 genannten Personen von 1,5 Metern durchgängig 

eingehalten wird. 

(5) Die Wahl des Elternausschusses soll in der Regel als Briefwahl durchgeführt werden, 

wenn vor Ort die durchgängige Einhaltung der allgemeinen Schutzmaßnahmen, 

insbesondere das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, nicht sichergestellt werden kann.  

Wahlberechtigten, die aus epidemiologischen Gründen nicht an den Veranstaltungen zur 

Stimmabgabe teilnehmen können, insbesondere Personen nach Absatz 3 oder § 1 Abs. 1 

Satz 4, ist die Möglichkeit zur Briefwahl zu geben. 

 

  



§ 14 

Hochschulen, Außerschulische Bildungsmaßnahmen und Aus-, Fort- und Weiterbildung 

 

(1) Findet forschende und lehrende Tätigkeit an Hochschulen und öffentlich geförderten 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen nicht digital statt, sind die allgemeinen 

Schutzmaßnahmen zu beachten. Die Hochschulen haben für ihre Einrichtungen 

Hygienekonzepte zu erstellen. Insbesondere gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 und die Pflicht zur Kontakterfassung nach 

§ 1 Abs. 8 Satz 1. Vom Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 kann abgewichen werden, 

wenn die forschende oder lehrende Tätigkeit dies zwingend erforderlich macht, 

insbesondere wenn das Studienfach praktische Elemente beinhaltet, bei denen die 

Einhaltung des Abstandsgebots nicht möglich ist. 

(2) Bildungsangebote in öffentlichen oder privaten Einrichtungen außerhalb der 

allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sind nur digital zulässig. Nicht 

aufschiebbare Prüfungen nach den §§ 37 und 48 des Berufsbildungsgesetzes vom 4. Mai 

2020 (BGBl. I S. 920) in der jeweils geltenden Fassung sowie nach den §§ 31 und 39 der 

Handwerksordnung in der Fassung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 

2095) in der jeweils geltenden Fassung sind in Präsenzform zulässig. Es gilt § 12 Abs. 4 

Satz 2 bis 7 entsprechend. Für Sport- und Bewegungsangebote in öffentlichen und privaten 

Einrichtungen außerhalb der allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen gilt § 10 

entsprechend.  

(3) Absatz 2 gilt auch für entsprechende Bildungsangebote von Einzelpersonen und für 

Maßnahmen von Dienstleistern, die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem 

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung nach dem 

Dritten Buch Sozialgesetzbuch umsetzen, sowie für arbeitsmarktpolitische Projekte, die aus 

Landesmitteln oder Mitteln des Europäischen Sozialfonds gefördert werden. 

(4) Angebote von Fahrschulen sowie die Aus- und Weiterbildung der amtlich anerkannten 

Sachverständigen oder Prüferinnen und Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr oder deren 

Auditierung sowie für Flugschulen sind in Präsenzform nicht zulässig. Ausgenommen 

hiervon sind Angebote von Fahrschulen hinsichtlich der Ausbildung der Führerscheinklassen 

C und D sowie Angebote von Bildungsträgern der Berufskraftfahrerqualifikation. 

(5) Angebote der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit sind nur als Einzelangebote zulässig.  

 

  



§ 15 

Kultur 

 

(1) Öffentliche und gewerbliche Kultureinrichtungen, insbesondere  

1. Kinos, Theater, Konzerthäuser, Kleinkunstbühnen, Museen und ähnliche 

Einrichtungen, 

2. Zirkusse und ähnliche Einrichtungen 

sind geschlossen. 

(2) Proben- und Auftrittsbetrieb der Breiten- und Laienkultur ist untersagt. Außerschulischer 

Musikunterricht ist in Präsenzform untersagt.  

(3) Der Probenbetrieb von professionellen Kulturangeboten ist unter Beachtung der 

allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. Der Mindestabstand nach § 1 Abs. 2 Satz 1 

zwischen den mitwirkenden Personen kann während der Probe unterschritten werden; dies 

gilt nicht für den Probenbetrieb von Chören, Gesang, Blasorchestern, Posaunenchören und 

weiteren Ensembles mit Blasinstrumenten. Tätigkeiten, die zu verstärktem Aerosolausstoß 

führen, sollen nach Möglichkeit im Freien stattfinden.  

 

 

Teil 7 

Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen 

§ 16 

Besuchs- und Zutrittsregelungen für besondere Einrichtungen 

 

(1) Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 7 IfSG, ausgenommen Hospize, dürfen 

nicht für Zwecke des Besuchs von Patientinnen und Patienten betreten werden. 

(2) Über den Zugang zu 

1. Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkrankenhäuser für 

Gerontopsychiatrie, 

2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 

3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern, 

jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die Leitung der jeweiligen 

Einrichtung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Eltern, die ihr minderjähriges Kind besuchen, 

2.  die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner, die 

Verlobte oder den Verlobten, sonstige nahe Angehörige oder nahestehende 

Personen, 



3. Seelsorgerinnen und Seelsorger, die in dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

4. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, die in dieser 

Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

5. rechtliche Betreuerinnen und Betreuer, soweit ein persönlicher Kontakt zur Erfüllung 

der ihnen übertragenen Aufgaben nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

erforderlich ist; Bevollmächtigte werden rechtlichen Betreuerinnen und Betreuern 

gleichgestellt, 

6. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Aufgaben Zugang zu gewähren ist, 

7. therapeutische oder medizinisch notwendige Besuche. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Personen, die 

1. Kontaktpersonen der Kategorien I und Il entsprechend der Definition durch das 

Robert-Koch-Institut sind, 

2. bereits mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, 

3. erkennbare Atemwegsinfektionen haben oder  

4. nach § 19 eingereist sind, solange eine Pflicht zur Absonderung besteht; die 

Ausnahmen des § 20 sind nicht anwendbar. 

(5) Die Einrichtungen haben, im Einzelfall auch unter Auflagen, Ausnahmen vom 

Betretungsverbot nach Absatz 1 oder von der Einschränkung nach Absatz 4 zuzulassen, 

wenn ein besonderes berechtigtes Interesse vorliegt. Ein besonderes berechtigtes Interesse 

liegt insbesondere bei Begleitung von Schwerkranken oder Sterbenden oder Begleitung von 

Geburten vor. Die Einrichtungen haben die notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen 

zu treffen und deren Einhaltung zu kontrollieren. Minderjährigen unter 16 Jahren und 

Personen mit erkennbaren Atemwegsinfektionen ist der Zutritt zu einer Einrichtung nach 

Absatz 1 untersagt. 

(6) Sofern das Betreten einer in Absatz 1 genannten Einrichtung nach den Bestimmungen 

der Absätze 2, 3 und 5 zulässig ist, muss dennoch durch entsprechende Maßnahmen 

sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie andere Personen in den 

jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet werden. 

 

§ 17 

Krankenhäuser 

 

(1) Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des Landes Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025 

aufgenommen sind, die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und 

Krankenhäuser mit Versorgungsvertrag nach § 109 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

die zum 29. April 2020 über Intensivbehandlungsbetten mit Beatmungsmöglichkeit verfügen 

und im Register der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und 

Notfallmedizin (DIVI-Register) registriert und gelistet sind, haben ihre 



Intensivbehandlungsbetten mit Beatmungsmöglichkeit im jeweils notwendigen Umfang, 

mindestens jedoch 20 v. H. ihrer jeweiligen Kapazitäten, und die Behandlungskapazitäten 

der Normalversorgung in Isolierstationen im jeweils notwendigen Umfang einschließlich des 

für die Versorgung und Behandlung notwendigen Personals jederzeit für die Versorgung und 

Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung vorzuhalten. 

(2) Sollte ein Anstieg der Reproduktionsrate bei den Infektionen mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 dies nach Feststellung des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Demografie erforderlich machen, haben die in Absatz 1 genannten Krankenhäuser innerhalb 

von 72 Stunden nach dieser Feststellung weitere Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung notwendigen 

Personals für die Versorgung und Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer 

COVID-19-Erkrankung zu organisieren und vorzuhalten.  

(3) Die Krankenhäuser erstellen individuelle Organisationskonzepte, die eine dynamische 

Anpassung der Kapazitäten an das Infektionsgeschehen zulassen und geben diese dem 

Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie bekannt. 

(4) Die Koordination in den fünf Versorgungsgebieten gemäß Krankenhausplan des Landes 

Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025, ein kontinuierliches Monitoring des Infektionsgeschehens, 

insbesondere der aktuellen Entwicklung der Infektionszahlen und der Reproduktionszahl der 

Informationen des DIVI-Registers, sowie der ständige Informationsaustausch mit den 

kooperierenden Krankenhäusern in den fünf Versorgungsgebieten erfolgen, in enger 

Abstimmung mit dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, weiterhin 

durch die Krankenhäuser der Maximal- und Schwerpunktversorgung, denen dies durch 

Bescheid des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie vom 30. März 

2020 als besondere Aufgabe zugewiesen wurde. 

 

§ 18 

Erfassung von Behandlungskapazitäten 

 

(1) Zur zentralen landesweiten Information der Landesregierung und zur Koordination der 

Behandlungskapazitäten erfassen alle in der Versorgung von Patientinnen und Patienten mit 

einer COVID-19-Erkrankung tätigen Einrichtungen fortlaufend, mindestens einmal täglich, 

die COVID-19-Fallzahlen, die belegten und verfügbaren Intensivbetten sowie die belegten 

und verfügbaren Beatmungsplätze und melden diese Daten elektronisch an das 

Informationssystem „Zentrale Landesweite Behandlungskapazitäten (ZLB)“ der Länder 

Rheinland-Pfalz und Saarland und an das COVID-19-Register Rheinland-Pfalz. 

(2) Die Leitungen von Einrichtungen nach Absatz 3, die Geräte, welche zur invasiven oder 

nicht invasiven Beatmung von Menschen geeignet sind (Beatmungsgeräte), besitzen, sind 



verpflichtet, unverzüglich dem für ihre Einrichtung zuständigen Gesundheitsamt Folgendes 

zu melden:  

1. den Namen und die Anschrift der Einrichtung, 

2. die Anzahl ihrer Beatmungsgeräte, 

3. den Hersteller und die Typenbezeichnung ihrer Beatmungsgeräte, 

4. Angaben zur Funktionsfähigkeit ihrer Beatmungsgeräte, 

5. Ansprechpersonen und Kontaktdaten, sodass eine jederzeitige Erreichbarkeit der 

Einrichtung sichergestellt ist, sowie 

6. jede Änderung hinsichtlich der gemeldeten Angaben zu den Nummern 1 bis 5. 

Die in Absatz 3 Nr. 4 und 5 genannten Einrichtungen sind von der Meldepflicht nach Satz 1 

befreit, soweit sie diese Angaben bereits in anderer geeigneter Form dem Ministerium für 

Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie zur Verfügung stellen.  

(3) Einrichtungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 sind insbesondere: 

1. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

2. stationäre und ambulante Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

3. Dialyseeinrichtungen, 

4. zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

5. Privatkrankenanstalten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, soweit diese 

nicht zugleich ein zugelassenes Krankenhaus nach § 108 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch sind, 

6. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in Nummer 1 bis 5 

genannten Einrichtungen oder mit Krankenhäusern vergleichbar sind, 

7. Einrichtungen für ambulante Entbindungen nach § 24 f des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, 

8. Arztpraxen und Zahnarztpraxen, 

9. Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

10. Tierkliniken und ähnliche Einrichtungen, 

11. Sanitätshäuser sowie 

12. Kranken- und Pflegekassen. 

(4) Die Gesundheitsämter sind verpflichtet, Meldungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 

unverzüglich dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

weiterzuleiten. 

 

 

  



Teil 8 

Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende und 

gruppenbezogene Maßnahmen 

 

§ 19 

Absonderung für Ein- und Rückreisende, Beobachtung 

 

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus dem Ausland in das Land 

Rheinland-Pfalz einreisen und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen 

vor Einreise in einem Risikogebiet im Sinne des Absatzes 4 aufgehalten haben, sind 

verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in die Haupt- oder 

Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung ermöglichende Unterkunft zu 

begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen nach ihrer Einreise ständig dort 

abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein anderes Land der 

Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Den in Satz 1 genannten Personen ist es in 

diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem 

Hausstand angehören. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, unverzüglich nach der 

Einreise das für sie zuständige Gesundheitsamt zu kontaktieren und auf das Vorliegen der 

Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 hinzuweisen. Die Verpflichtung nach Satz 1 ist zu erfüllen  

1. durch eine digitale Einreiseanmeldung unter https://www.einreiseanmeldung.de, indem 

die Daten nach Abschnitt I Nr. 1 Satz 1 der Anordnungen betreffend den Reiseverkehr 

nach Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den 

Deutschen Bundestag vom 29. September 2020 (BAnz. AT 29.09.2020 B2) in der 

jeweils geltenden Fassung vollständig übermittelt und die erhaltene Bestätigung der 

erfolgreichen digitalen Einreiseanmeldung bei der Einreise mit sich geführt und auf 

Aufforderung dem Beförderer, im Falle des Abschnitts I Nr. 1 Satz 5 dieser 

Anordnungen der mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 

beauftragten Behörde, vorgelegt wird oder  

2. soweit in Ausnahmefällen eine Meldung nach Nummer 1 nicht möglich war, durch die 

Abgabe einer schriftlichen Ersatzanmeldung nach dem Muster der Anlage 2 der 

Anordnungen betreffend den Reiseverkehr nach Feststellung einer epidemischen Lage 

von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag vom 29. September 2020 

(BAnz. AT 29.09.2020 B2) in der jeweils geltenden Fassung (Aussteigekarte) an den 

Beförderer, im Falle des Abschnitts I Nr. 1 Satz 5 dieser Anordnungen an die mit der 

polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragte Behörde, oder 



3. soweit in Ausnahmefällen eine Meldung nach den Nummern 1 und 2 nicht möglich war, 

durch die unverzügliche Übermittlung einer Ersatzanmeldung in Schrift- oder Textform 

(Aussteigekarte) an das zuständige Gesundheitsamt. 

Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind ferner verpflichtet, das zuständige 

Gesundheitsamt unverzüglich zu informieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und 

Geschmacksverlust innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise bei ihnen auftreten. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 

der Beobachtung durch das zuständige Gesundheitsamt. 

(4) Risikogebiet im Sinne des Absatzes 1 ist ein Staat oder eine Region außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland, für den oder die zum Zeitpunkt der Einreise in die 

Bundesrepublik Deutschland ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 besteht. Die Einstufung als Risikogebiet erfolgt durch das Bundesministerium 

für Gesundheit, das Auswärtige Amt und das Bundeministerium des Innern, für Bau und 

Heimat und gilt mit Ablauf des ersten Tages nach Veröffentlichung durch das Robert Koch-

Institut im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/covid-19-risikogebiete. 

(5) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahmeeinrichtung 

für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, sind verpflichtet, sich in eine 

zugewiesene Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen ständig 

dort abzusondern. Die nach § 47 des Asylgesetzes in einer solchen Aufnahmeeinrichtung 

wohnpflichtigen Personen sind beim Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-

Koch-Instituts hinweisen, verpflichtet, den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber 

unverzüglich zu informieren, sich in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben 

und sich dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 ständig abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat das 

zuständige Gesundheitsamt hierüber unverzüglich zu informieren. Die Aufnahmeeinrichtung 

kann den Betroffenen jederzeit neue Unterbringungsbereiche zuweisen und Ausnahmen von 

den Verpflichtungen der Sätze 1 und 2 zulassen. 

(6) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahmeeinrichtung 

für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, haben unmittelbar nach der 

Aufnahme auf Anforderung des zuständigen Gesundheitsamts oder der 

Aufnahmeeinrichtung ein ärztliches Zeugnis nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 darüber 

vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind. Das ärztliche Zeugnis muss in deutscher, 

englischer oder französischer Sprache verfasst sein. Der zugrunde liegende Test muss die 

Anforderungen des Robert Koch-Instituts, die im Internet unter der Adresse 

https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht sind, erfüllen. Die Testung darf höchstens 48 



Stunden vor der Aufnahme in die Aufnahmeeinrichtung vorgenommen worden sein. Wird ein 

solches Zeugnis nicht vorgelegt, sind die genannten Personen verpflichtet, die ärztliche 

Untersuchung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu 

dulden. Dies umfasst auch eine molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 einschließlich einer Abstrichnahme zur 

Gewinnung des Probenmaterials. 

 

§ 20 

Ausnahmen 

 

(1) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen, die nur zur Durchreise in das Land 

Rheinland-Pfalz einreisen; diese haben das Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz auf dem 

schnellsten Weg zu verlassen, um die Durchreise abzuschließen. 

(2) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind 

1. Personen, die sich weniger als 72 Stunden in einem Risikogebiet nach § 19 Abs. 4 

aufgehalten haben oder aus einem Risikogebiet für bis zu 24 Stunden in das 

Bundesgebiet einreisen, 

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden 

a) Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von Verwandten ersten Grades, 

der oder des nicht dem gleichen Hausstand angehörigen Ehegattin oder 

Ehegatten, Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder Lebensgefährtin oder 

Lebensgefährten oder eines geteilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts, 

b) bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte Personen, deren 

Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich 

und unabdingbar ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder 

Auftraggeber bescheinigt wird oder 

c) bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte hochrangige 

Mitglieder des diplomatischen und konsularischen Dienstes, von 

Volksvertretungen und Regierungen, oder 

3. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte Personen, 

a) die im Land Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend 

notwendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer 

Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Studien- oder Ausbildungsstätte in einem 

Risikogebiet nach § 19 Abs. 4 begeben und regelmäßig, mindestens einmal 

wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren (Grenzpendler),  

b) die in einem Risikogebiet nach § 19 Abs. 4 ihren Wohnsitz haben und die sich 

zwingend notwendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer 



Ausbildung in das Land Rheinland-Pfalz begeben und regelmäßig, mindestens 

einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren (Grenzgänger) oder 

c) die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der 

Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren; 

die zwingende Notwendigkeit sowie die Einhaltung angemessener Schutz- und 

Hygienekonzepte sind durch den Arbeitgeber, den Auftraggeber oder die 

Bildungseinrichtung zu bescheinigen. 

(3) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen sowie deren Hausstände, die über 

ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

im Sinne der Sätze 2 bis 5 verfügen und  

1. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, insbesondere Ärzte, 

Pflegekräfte, unterstützendes medizinisches Personal und 24-Stunden-

Betreuungskräfte, 

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, 

d) der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien), 

e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des 

Bundes, der Länder und der Kommunen oder 

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und von 

internationalen Organisationen 

unabdingbar ist; die Unabdingbarkeit ist durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder 

Auftraggeber zu bescheinigen, 

2. die einreisen aufgrund 

a) des Besuchs von Verwandten ersten oder zweiten Grades, der oder des nicht 

dem gleichen Hausstand angehörigen Ehegattin oder Ehegatten oder 

Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder Lebensgefährtin oder 

Lebensgefährten oder eines geteilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts, 

b) einer dringenden medizinischen Behandlung oder 

c) des Beistands oder zur Pflege einer schutz- oder hilfebedürftigen Person, 

3. die als Polizeivollzugskräfte aus dem Einsatz oder aus einsatzgleichen Verpflichtungen 

aus dem Ausland zurückkehren, 

4. die sich für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich 

veranlasst, wegen ihrer Ausbildung oder ihres Studiums in einem Risikogebiet nach 

§ 19 Abs. 4 aufgehalten haben oder in das Bundesgebiet einreisen; die zwingende 

Notwendigkeit und unaufschiebbare berufliche Veranlassung sind durch den 

Arbeitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrichtung zu bescheinigen, 



5. die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchführung und Nachbereitung internationaler 

Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert werden 

oder von einem Bundessportfachverband zur Teilnahme an Trainings- und 

Lehrgangsmaßnahmen eingeladen sind, 

6. die als Urlaubsrückkehrer aus einem Risikogebiet im Sinne des § 19 Abs. 4 

zurückreisen und unmittelbar vor Rückreise in ihrem Urlaubsort einen Test mit 

negativem Ergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

durchgeführt haben, sofern 

a) auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

der betroffenen nationalen Regierung vor Ort besondere epidemiologische 

Vorkehrungen (Schutz- und Hygienekonzept) für einen Urlaub in diesem 

Risikogebiet getroffen wurden (siehe Internetseite des Auswärtigen Amtes – 

https://www.auswaertiges-amt.de – sowie des Robert Koch-Instituts – 

https://www.rki.de – ), 

b) die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet der Nichterfüllung der 

Verpflichtung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht entgegensteht und 

c) das Auswärtige Amt nicht wegen eines erhöhten Infektionsrisikos eine 

Reisewarnung unter https://www.auswaertiges-

amt.de/de/ReiseUndSicherheit/reise-und-sicherheitshinweise für die betroffene 

Region ausgesprochen hat, oder 

7. die zu Studien- oder Ausbildungszwecken für einen mindestens dreimonatigen 

Aufenthalt einreisen; dies ist durch den Arbeitgeber oder die Bildungseinrichtung zu 

bescheinigen. 

Das Testergebnis ist innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise dem zuständigen 

Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüglich auf Papier oder in einem elektronischen 

Dokument in deutscher, englischer oder französischer Sprache vorzulegen. Die zugrunde 

liegende Testung darf entweder höchstens 48 Stunden vor Einreise vorgenommen worden 

sein oder muss unverzüglich vorgenommen werden. Der zugrunde liegende Test muss die 

Anforderungen des Robert Koch-Instituts, die im Internet unter der Adresse 

https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht sind, erfüllen. Das Testergebnis ist für 

mindestens zehn Tage nach der Einreise aufzubewahren. 

(4) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind 

1. Personen nach § 54 a IfSG, 

2. Angehörige ausländischer Streitkräfte im Sinne des NATO-Truppenstatuts, des 

Truppenstatuts der NATO-Partnerschaft für den Frieden (PfP Truppenstatut) und des 

Truppenstatuts der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-Truppenstatut), die zu 

dienstlichen Zwecken nach Deutschland einreisen oder dorthin zurückkehren, oder 



3. Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das 

Bundesgebiet einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den 

ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen betriebliche 

Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Ar-

beitsgruppe ergriffen werden, die einer Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 

vergleichbar sind, sowie das Verlassen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer 

Tätigkeit gestattet ist; der Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei 

der zuständigen Behörde an und dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen und 

Vorkehrungen, die zuständige Behörde überprüft die Einhaltung der erforderlichen 

Voraussetzungen. 

(5) In begründeten Fällen kann das zuständige Gesundheitsamt auf Antrag weitere 

Ausnahmen bei Vorliegen eines triftigen Grundes zulassen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort bezeichneten Personen keine typischen 

Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen 

oder Geruchs- und Geschmacksverlust aufweisen. Treten bei einer den Absätzen 2 bis 5 

unterfallenden Person binnen zehn Tagen nach der Einreise typische Symptome einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- 

und Geschmacksverlust auf, so hat diese Person unverzüglich zur Durchführung einer 

Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 eine Ärztin, 

einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen. 

 

§ 21 

Verkürzung der Absonderungsdauer 

 

(1) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 endet frühestens ab dem fünften Tag nach der 

Einreise, wenn eine Person über ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit 

Coronavirus SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem elektronischen Dokument in deutscher, 

englischer oder französischer Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn Tagen 

nach der Einreise dem zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen unverzüglich vorlegt. 

(2) Die zugrunde liegende Testung darf frühestens fünf Tage nach der Einreise in die 

Bundesrepublik Deutschland vorgenommen worden sein. Der zugrunde liegende Test muss 

die Anforderungen des Robert Koch-Instituts, die im Internet unter der Adresse 

https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht sind, erfüllen. 

(3) Die Person muss das ärztliche Zeugnis für mindestens zehn Tage nach der Einreise 

aufbewahren. 

(4) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 wird für die Dauer, die zur Durchführung eines 

Tests nach Absatz 1 erforderlich ist, ausgesetzt. 



(5) Treten bei einer dem Absatz 1 unterfallenden Person binnen zehn Tagen nach der 

Einreise typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 wie Husten, 

Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust auf, so hat diese Person 

unverzüglich zur Durchführung einer Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 eine Ärztin, einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für dem § 20 Abs. 4 Nr. 3 unterfallende Personen 

entsprechend. 

 

§ 22 

Gruppenbezogene Maßnahmen 

 

Bei besonderen gruppenbezogenen Arbeits- und Unterbringungssituationen, insbesondere 

bei Saisonarbeitskräften, die in Gruppen arbeiten und wohnen oder zum Zwecke der 

Aufnahme einer Tätigkeit in einer Gruppe anreisen, hat der Arbeitgeber die Arbeitsaufnahme 

vor ihrem Beginn bei der zuständigen Behörde anzuzeigen. Der Arbeitgeber hat 

gruppenbezogen besondere betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur 

Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe nach den derzeit einschlägigen fachlichen 

Standards, insbesondere nach Maßgabe der zuständigen Berufsgenossenschaft, zu 

ergreifen und diese zu dokumentieren. Die zuständige Behörde hat die Einhaltung zu 

überprüfen. Zimmer dürfen nur mit höchstens der halben sonst üblichen Belegungskapazität 

belegt werden; diese Einschränkung gilt nicht für Familien.  

 

 

Teil 9 

Allgemeinverfügungen 

 

§ 23 

 

(1) Allgemeinverfügungen der Kreisverwaltungen, in kreisfreien Städten der 

Stadtverwaltungen als Kreisordnungsbehörden, zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-

CoV-2 nach dem Infektionsschutzgesetz sind im Einvernehmen mit dem für die 

gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium zu erlassen. Soweit diese 

Verordnung weitergehende Schutzmaßnahmen enthält als Allgemeinverfügungen nach Satz 

1, werden diese Allgemeinverfügungen durch diese Verordnung ersetzt und sind 

aufzuheben. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Allgemeinverfügungen, die den örtlichen und zeitlichen 

Umfang einer Maskenpflicht gemäß § 1 Abs. 3 Satz 3 regeln.  



(3) Landkreise und kreisfreie Städte, in denen die Zahl der Neuinfektionen innerhalb von 

sieben Tagen bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tages-Inzidenz) nach den 

Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts über einem Wert von 200 liegt, stimmen im 

Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium 

über diese Verordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen ab. 

 

 

Teil 10 

Bußgeldbestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1 a Nr. 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 1 das Abstandsgebot nicht einhält, 

2. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht 

einhält, 

3. entgegen § 1 Abs. 5 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

4. entgegen § 1 Abs. 8 Satz 1 Halbsatz 2 Kontaktdaten nicht wahrheitsgemäß angibt oder 

Kontaktdaten angibt, die eine Kontaktnachverfolgung nicht ermöglichen, 

5. die Personenbegrenzung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 3 nicht einhält, 

6. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 4 ein alkoholisches Getränk in der Öffentlichkeit konsumiert, 

7. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

8. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

9.  entgegen § 2 Abs. 7 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

10.  entgegen § 2 Abs. 7 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

11. entgegen § 2 Abs. 8 eine untersagte Veranstaltung oder Zusammenkunft von Personen 

zulässt oder an einer solchen teilnimmt, 

12. entgegen § 2 Abs. 9 Satz 1 einen pyrotechnischen Gegenstand der Kategorie 2 

abbrennt, 

13. entgegen § 2 Abs. 9 Satz 2 ein öffentliches Feuerwerk veranstaltet,  

14. entgegen § 4 eine der genannten Einrichtungen öffnet oder Veranstaltungen 

durchführt, 

15. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

16. entgegen § 5 Abs. 2 eine gewerbliche Einrichtung für den Kundenverkehr öffnet, 



18. entgegen § 5 Abs. 5 Satz 1 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 

oder entgegen § 5 Abs. 5 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

19.  entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

20. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

21. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

22. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 eine dort genannte Dienstleistung anbietet oder durchführt, 

23. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

24.  entgegen § 6 Abs. 3 Satz 4 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 

nicht einhält, 

25. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 die notwendigen Hygiene- und Schutzmaßnahmen 

unterlässt, 

26. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 3 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

27. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 eine gastronomische Einrichtung öffnet, 

28. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 3 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 

nicht einhält, 

29. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

30. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 2 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

31. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 eine Einrichtung des Beherbergungsgewerbes öffnet, 

32. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

33. entgegen § 8 Abs. 2 die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 nicht 

einhält, 

34. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 1 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 oder die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

35. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 2 durch Steuerung des Zutritts Ansammlungen von Personen 

nicht vermeidet, 

36. entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

37. entgegen § 8 Abs. 4 Satz 2 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

38. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1 und 2 die allgemeinen Schutzmaßnahmen nicht beachtet, 

insbesondere die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält; dies gilt nicht für 

Schülerinnen und Schüler, die gemäß § 69 SchulG oder § 33 PrivSchG befördert 

werden, 

39. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 3 ohne Trennvorrichtung einen Fahrscheinverkauf ermöglicht, 

40. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 4 alkoholische Getränke verkauft oder verzehrt, 



41. entgegen § 9 Abs. 3 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

42.  entgegen § 9 Abs. 4 die dort genannten Angebote durchführt, 

43. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 ein dort genanntes Training oder einen dort genannten 

Wettkampf durchführt, 

44. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 2 die dort genannte Personenbeschränkung nicht einhält, 

45. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht einhält, 

46. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 4 Zuschauerinnen und Zuschauer zulässt, 

47. entgegen § 10 Abs. 2 eine dort genannte Einrichtung öffnet, 

48. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 Training und Wettkämpfe durchführt, ohne dass ein 

Hygienekonzept vorliegt oder bei Vorliegen eines solchen gegen dieses verstößt, 

49. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 2 Zuschauerinnen und Zuschauer zulässt, 

50. entgegen § 11 Abs. 1 die dort genannten Einrichtungen öffnet, 

51. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

52. entgegen § 13 Abs. 3 Satz 1 die Inanspruchnahme des Einrichtungsbetriebs durch eine 

infizierte Person oder eine Person, die in häuslicher Gemeinschaft mit einer infizierten 

Person lebt, veranlasst, 

53. entgegen § 13 Abs. 3 Satz 3 die Inanspruchnahme des Einrichtungsbetriebs durch eine 

Kontaktperson der Kategorie I, die selbst eine Symptomatik einer COVID-19-

Erkrankung aufweist, veranlasst, 

54. entgegen § 13 Abs. 4 Satz 1 die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

55. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

56. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 oder die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 

Abs. 8 Satz 1 nicht einhält, 

57. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Bildungsangebote in Präsenzform durchführt, 

58. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

59. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 4 die gebotenen Maßnahmen unterlässt, 

60. entgegen § 14 Abs. 4 Angebote oder Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in 

Präsenzform durchführt, 

61. sich entgegen § 14 Abs. 5 nicht auf Einzelangebote beschränkt, 

62. entgegen § 15 Abs. 1 eine dort genannte Kultureinrichtung öffnet, 

63. entgegen § 15 Abs. 2 Satz 1 eine Probe oder einen Auftritt durchführt, 

64. entgegen § 15 Abs. 2 Satz 2 außerschulischen Musikunterricht in Präsenzform 

durchführt, 

65. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 1 die allgemeinen Schutzmaßnahmen unterlässt, 

66. entgegen § 16 Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung betritt, 

67. entgegen § 16 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung betritt, 



68. entgegen § 16 Abs. 5 Satz 3 die notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen 

unterlässt oder deren Einhaltung nicht kontrolliert, 

69. entgegen § 16 Abs. 5 Satz 4 in Verbindung mit Abs. 1 eine dort genannte Einrichtung 

betritt, 

70. entgegen § 16 Abs. 6 die entsprechenden Maßnahmen unterlässt, 

71. entgegen § 17 Abs. 1 die erforderlichen Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit sowie die Behandlungskapazitäten der Normalversorgung in 

Isolierstationen einschließlich des für die Versorgung und Behandlung notwendigen 

Personals nicht vorhält, 

72. entgegen § 17 Abs. 2 die weiteren Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung 

notwendigen Personals nicht organisiert und vorhält, 

73. entgegen § 18 Abs. 1 die erforderliche Meldung unterlässt, 

74. entgegen § 18 Abs. 2 eine Meldung unterlässt, 

75. sich entgegen § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht auf direktem Weg in die Haupt- oder 

Nebenwohnung oder eine andere, eine Absonderung ermöglichende Unterkunft begibt, 

76. sich entgegen § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht absondert, 

77. entgegen § 19 Abs. 1 Satz 2 Besuch von einer Person empfängt, die nicht dem eigenen 

Hausstand angehört, 

78. entgegen § 19 Abs. 2 das zuständige Gesundheitsamt nicht oder nicht rechtzeitig 

kontaktiert oder informiert, 

79. sich entgegen § 19 Abs. 5 Satz 1 nicht in eine zugewiesene Unterkunft begibt oder sich 

dort nicht absondert,  

80. entgegen § 19 Abs. 5 Satz 2 bei Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des 

Robert-Koch-Instituts hinweisen, den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber nicht 

unverzüglich informiert oder sich nicht in die zugewiesene Unterkunft begibt und sich 

dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 absondert, 

81. entgegen § 19 Abs. 6 Satz 5 eine Untersuchung nicht duldet, 

82. entgegen § 20 Abs. 1 Halbsatz 2 das Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz nicht auf dem 

schnellsten Weg verlässt, 

83. entgegen § 20 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b oder Nr. 3 Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

Halbsatz 2, Nr. 4 Halbsatz 2 oder Nr. 8 Halbsatz 2 eine Bescheinigung nicht richtig 

ausstellt, 

84. entgegen § 20 Abs. 4 Nr. 3 Halbsatz 2 die Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde 

nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt oder die ergriffenen Maßnahmen und Vorkehrungen 

nicht dokumentiert, 



85. entgegen § 20 Abs. 6 Satz 2 oder § 21 Abs. 5 eine Ärztin, einen Arzt oder ein 

Testzentrum nicht aufsucht, 

86. entgegen § 22 Satz 1 die Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde nicht anzeigt, 

87. entgegen § 22 Satz 2 keine besonderen betrieblichen Hygienemaßnahmen und 

Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe vornimmt oder 

diese nicht dokumentiert, 

88. entgegen § 22 Satz 4 die Belegungskapazität der Zimmer nicht halbiert. 

§ 74 IfSG bleibt unberührt. 

 

§ 25 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2020 in Kraft und mit Ablauf des 10. Januar 

2021 außer Kraft. 

(2) Die Dreizehnte Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz vom 27. November 

2020 (GVBl. S. 649, BS 2126-13) tritt mit Ablauf des 15. Dezember 2020 außer Kraft. 

 

 

 

 

Mainz, den 14. Dezember 2020 

 

Die Ministerin 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 
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Begründung 

 

1. Ziel 

Oberstes Ziel der Vierzehnten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

(14. CoBeLVO) ist die Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, welches sich seit 

Ende des Jahres 2019 ausgehend von der chinesischen Stadt Wuhan in der Provinz 

Hubei weltweit ausbreitete. Aufgrund der erheblichen gesundheitlichen Gefahr der 

durch das Virus ausgelösten Atemwegserkrankung COVID-19 und der rapiden Zu-

nahme der Fallzahlen erklärte die Weltgesundheitsorganisation (WHO) den Ausbruch 

am 11. März 2020 offiziell zu einer Pandemie. Aktuell verzeichnet die Corona-Pande-

mie weltweit fast 70 Millionen Infizierte und ca. 1,5 Millionen registrierte Tote. In 

Deutschland haben sich bislang ca. 1,3 Millionen Menschen infiziert, ca. 21.000 Men-

schen sind verstorben (Stand: 13. Dezember 2020). 

Die Regelungen der 14. CoBeLVO führen ein Maßnahmenpaket fort, dessen Eck-

punkte in der Konferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Re-

gierungschefs der Länder bereits am 28. Oktober 2020 beschlossen und ursprünglich 

in der Zwölften Corona-Bekämpfungsverordnung umgesetzt worden war. Mit der Drei-

zehnten Corona-Bekämpfungsverordnung wurden die Maßnahmen auf Grundlage des 

Beschlusses der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs 

der Länder vom 25. November 2020 evaluiert und nochmals verlängert. 

Es ist durch die Maßnahmen gelungen, vorübergehend das exponentielle Wachstum 

zu stoppen und das Infektionsgeschehen auf hohem Niveau zu stabilisieren. Mit der 

zunehmenden Mobilität und den damit verbundenen zusätzlichen Kontakten in der 

Vorweihnachtszeit befinden sich Deutschland und damit auch Rheinland-Pfalz jedoch 

nun wieder im exponentiellen Wachstum der Infektionszahlen. Eine weiter zuneh-

mende Belastung des Gesundheitssystems und eine nicht hinnehmbare hohe Zahl 

täglicher Todesfälle sind die Folge. Deshalb ist es erforderlich, weitere tiefgreifende 

Maßnahmen zur Beschränkung von Kontakten zu ergreifen. Ziel ist es die Zahl der 

Neuinfektionen wieder so deutlich zu reduzieren, wie es im Beschluss vom 25. No-

vember definiert ist, so dass es den Gesundheitsämtern wieder möglich wird, Infekti-

onsketten möglichst vollständig identifizieren und unterbrechen zu können und so die 

Zahl der Erkrankten weiter zu senken. 
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Mit der 14. CoBeLVO werden daher weitere Verschärfungen, insbesondere die Schlie-

ßung gewerblicher Einrichtungen, die nicht der Grundversorgung der Bevölkerung die-

nen, angeordnet (sog. Shutdown). Diese sind zwingend geboten, um einen spürbaren 

und dauerhaften Rückgang der weiterhin sehr hohen Infektionszahlen sowie einen 

Schutz des Gesundheitssystems vor Überlastung zu erreichen und weitere Todesfälle 

zu verhindern. Deshalb ist auch eine weitergehende Schließung insbesondere auch 

gewerblicher Betriebe erneut für einen vorübergehenden Zeitraum erforderlich. Eine 

Lockerung von Maßnahmen über die Weihnachtsfeiertage kann nur eingeschränkt und 

bezogen auf den engsten Familienkreis erfolgen. Die Weihnachtszeit und der Jahres-

wechsel bergen mit ihren traditionell verstärkten und engen sozialen Kontakten große 

Risiken für eine weitere Verschlechterung der Infektionslage, die in der gegenwärtigen 

Situation nicht eingegangen werden können. Auch die in der 14. CoBeLVO geregelten 

Maßnahmen sind am Schutz von Leben und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit 

des Gesundheitssystems ausgerichtet. Der Verordnungsgeber erfüllt damit seine 

Schutzpflicht aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes.  

 

2. Infektionsgeschehen und medizinische Versorgungslage in Rheinland-Pfalz 

Die Situation in Rheinland-Pfalz ist angesichts eines noch immer hohen Niveaus von 

Neuinfektionen und einer hohen Auslastung der intensivmedizinischen Kapazitäten 

weiterhin ernst und besorgniserregend: Während am 1. September nur 41 Neuinfekti-

onen verzeichnet wurden, waren es Ende Oktober (vor Erlass der Zwölften Corona-

Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz) bereits ca. 600 Neuinfektionen pro Tag und 

Ende November ca. 1.000 Neuinfektionen pro Tag gewesen. Am 12. Dezember 2020 

waren 17.642 Menschen im Land mit dem Coronavirus infiziert (Stand: 12.12.2020, 

Quelle: Landesuntersuchungsamt Rheinland-Pfalz); wobei in sechs Städten und Land-

kreisen 7-Tages-Inzidenzen von über 200 und sogar 300 Fällen pro 100.000 Einwoh-

nerinnen und Einwohnern innerhalb der vergangenen sieben Tage erfasst wurden. 

Am 1. September wurden 30 COVID-19-Patienten stationär (davon 6 Personen inten-

sivstationär) behandelt. Seit Mitte Oktober steigt insbesondere die Zahl der intensiv-

medizinisch behandelten COVID-19-Fälle stark an. Aktuell werden 2854 COVID-19-

Patientinnen und -Patienten in den rheinland-pfälzischen Krankenhäusern behandelt 

(Stand: 12.12.2020, Quelle: Landesuntersuchungsamt Rheinland-Pfalz). 
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Insgesamt haben sich in Rheinland-Pfalz bisher ca. 54.969 Menschen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert, 837 Menschen sind verstorben (Stand: 

12.12. 2020, Quelle: Robert Koch-Institut). 

 

3. Regelungskonzept 

Konzeptioneller Ausgangspunkt der 14. CoBeLVO ist – wie bereits bei der Zwölften 

und der Dreizehnten Corona-Bekämpfungsverordnung – nicht allein die Ansteckungs-

wahrscheinlichkeit für Teilnehmerinnen und Teilnehmer bestimmter Veranstaltungen 

bzw. Nutzerinnen und Nutzer bestimmter Einrichtungen. Vielmehr zielt die Strategie 

zur Verlangsamung des Pandemiegeschehens darauf ab, direkte Begegnungen von 

Menschen vorübergehend auf ein absolut zwingendes Mindestmaß zu begrenzen. 

Dort wo Begegnungen stattfinden (müssen), ist die Einhaltung der AHA+AL Regeln 

(Abstand, Hygienemaßnahmen, Alltagsmasken, CoronaWarnApp, Lüften) sicherzu-

stellen.  

Die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 erfolgt maßgeblich über die Tröpfchen-

infektion oder über Aerosole in der Luft, sodass eine weitgehende Reduzierung öffent-

licher und privater Kontakte besonders geeignet ist, weitere Ansteckungen zu vermei-

den. Die Kontaktbeschränkungen treffen vor allem die Bereiche, in denen mit länger 

andauernden Begegnungen von Menschen zu rechnen ist. Insofern ist auch zu be-

rücksichtigen, dass Begegnungen von Menschen während der Wintermonate vor al-

lem in geschlossenen Räumen stattfinden. Das Infektionsgeschehen kann durch eine 

umfassende Verminderung dieser persönlichen Kontakte effektiv begrenzt werden. 

Im Zuge der Abwägung und Verhältnismäßigkeitsprüfung wurde berücksichtigt, dass 

viele der nunmehr geschlossenen Einrichtungen in den vergangenen Monaten hervor-

ragende Arbeit geleistet und sehr gute Hygienekonzepte entwickelt haben, die grund-

sätzlich geeignet sind, zur Reduzierung des Infektionsgeschehens beizutragen. In der 

aktuellen Lage, die durch ein weiterhin sehr hohes Niveau an Infektionszahlen auf-

grund eines überwiegend diffusen und lokal nicht mehr eingrenzbaren Infektionsge-

schehens geprägt ist, reichen diese Maßnahmen aber nicht aus, um ein exponentielles 

Wachstum nicht nur kurzfristig zu stoppen und den Sieben-Tage-Inzidenz-Wert wieder 

auf unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner und Einwohnerinnen zu senken. 

Bei mehr als 75 v. H. der Neuinfektionen ist ihre Herkunft nicht mehr nachvollziehbar, 
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sodass das Infektionsgeschehen auch immer weniger einzelnen Bereichen zugeord-

net werden kann. Es bedarf vielmehr einer signifikanten Reduzierung jeglicher physi-

schen Kontakte. Insofern sind Hygienekonzepte und Auflagen zwar ein milderes Mittel; 

sie sind jedoch gegenüber der größtmöglichen Vermeidung sozialer Kontakte aktuell 

kein gleich geeignetes Mittel, um die Corona-Pandemie zu bekämpfen und die dro-

hende Überlastung des Gesundheitssystems zu verhindern. 

Das Wirtschaftsleben wird daher auf die für die Grundversorgung der Bevölkerung un-

erlässlichen Bereiche beschränkt. Dabei sollen die Hygieneregeln beachtet und län-

gerdauernde soziale Kontakte vermieden werden. Auch Versammlungen nach Arti-

kel 8 des Grundgesetzes und Veranstaltungen, die gemäß Artikel 4 des Grundgeset-

zes der Glaubens- und Religionsausübung dienen, sind wegen ihrer besonderen ver-

fassungsrechtlichen Bedeutung – soweit die notwendigen Schutz- und Hygienemaß-

nahmen eingehalten werden und damit teilweise nur unter Auflagen – weiterhin zuläs-

sig.  

Diese Priorisierung bestimmter Lebensbereiche ist Ergebnis einer umfassenden Ab-

wägung und verletzt auch nicht den Gleichheitsgrundsatz des Artikels. 3 Abs. 1 des 

Grundgesetzes (zur Zwölften Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz ver-

gleiche die Beschlüsse des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 5. Novem-

ber 2020, – 6 B 11353/20.OVG – und vom 9. November 2020, – 6 B 11345/20.OVG –

). Denn im Bereich des Infektionsschutzes – als besonderem Gefahrenabwehrrecht – 

darf der Verordnungsgeber im Hinblick auf Massenerscheinungen, die sich (wie das 

gegenwärtige weltweite Infektionsgeschehen) auf eine Vielzahl von Lebensbereichen 

auswirken, generalisierende, typisierende und pauschalierende Regelungen treffen, 

ohne wegen der damit unvermeidlich verbundenen Härten gegen den Gleichheits-

grundsatz zu verstoßen. Dies gilt in besonderer Weise bei Auftreten neuartiger Gefah-

renlagen und Entwicklungen, die ein schnelles Eingreifen des Verordnungsgebers er-

forderlich machen. Für den Shutdown in den Frühjahrsmonaten März und April dieses 

Jahres belegen die damals erheblich gesunkenen Infektionszahlen, dass die getroffe-

nen Maßnahmen effektiv waren. Eine Orientierung hieran ist daher aufgrund des ak-

tuellen Infektionsgeschehens, das zahlenmäßig sogar noch über dem des Frühjahrs 

2020 liegt, geboten. 
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So schwerwiegend und einschneidend die Einschränkungen für die von ihnen betroffe-

nen Menschen und Unternehmen im Tourismus-, Kultur- und Sportbereich und im Ein-

zelhandel auch sind: Die Schutzmaßnahmen sind derzeit unverzichtbar, dienen der 

Eindämmung der Corona-Pandemie und sind verhältnismäßig. Sie sind von zeitlich 

begrenzter Dauer. Es werden zur Reduzierung der belastenden Auswirkungen Aus-

nahmetatbestände geregelt, soweit eine Kontaktreduzierung möglich ist und damit In-

fektionsgefahren vermieden werden (z.B. sind nicht touristische Übernachtungen in 

Beherbergungsbetrieben sowie Abhol- und Lieferdienstleistungen in der Gastronomie 

erlaubt). Den teilweise erheblichen wirtschaftlichen Einbußen der betroffenen Unter-

nehmen wird dabei durch staatliche Überbrückungshilfen, die sie finanziell entlasten 

sollen, entgegengewirkt. 

 

5. Erläuterungen zu einzelnen Regelungen 

a) Allgemeine Schutzmaßnahmen (§ 1) 

Zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist es aktuell unerlässlich, alle nicht notwendi-

gen Kontakte zu vermeiden. Nach den derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen 

erfolgt die Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 vor allem bei direktem Kontakt 

zum Beispiel durch Sprechen, Husten oder Niesen. Bei der Übertragung spielen Tröpf-

chen wie auch Aerosole eine wesentliche Rolle. Ansteckungen können durch einen 

hinreichenden Abstand zwischen den Personen vermieden werden. Insofern ist zu be-

achten, dass Infizierte bereits ein bis drei Tage vor Symptombeginn und auch bei 

asymptomatischem Krankheitsverlauf ansteckend sind.  

Es wird daher an die Bürgerinnen und Bürger appelliert, nähere und längere Begeg-

nungen mit anderen Personen auf ein Mindestmaß zu reduzieren und sich auch zu 

Hause bzw. in anderen privaten Räumlichkeiten auf eine Gruppengröße von höchs-

tens fünf Personen (wobei Kinder bis zu 14 Jahren außer Betracht bleiben) zu be-

schränken.  

Auch in diesem besonderen Jahr sollen die Weihnachtstage gemeinsam gefeiert wer-

den können. Angesichts des hohen Infektionsgeschehens wird dies jedoch nur in deut-

lich kleinerem Rahmen als sonst üblich möglich sein. In der Zeit vom 24. Dezember 

bis zum 26. Dezember 2020 werden - als Ausnahme von den sonst geltenden Kon-
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taktbeschränkungen - während dieser Zeit Treffen mit vier über den eigenen Haus-

stand hinausgehenden Personen zuzüglich Kindern im Alter bis 14 Jahre aus dem 

engsten Familienkreis, also Ehegatten, Lebenspartnern und Partnern einer nichteheli-

chen Lebensgemeinschaft sowie Verwandten in gerader Linie, Geschwistern, Ge-

schwisterkindern und deren jeweiligen Haushaltsangehörigen zulässig sein, auch 

wenn dies mehr als zwei Hausstände oder 5 Personen über 14 Jahren bedeutet. An-

gesichts des anhaltend hohen Infektionsgeschehens wird eindrücklich an die Bürge-

rinnen und Bürger appelliert, Kontakte in den fünf bis sieben Tagen vor Familientreffen 

auf ein absolutes Minimum zu reduzieren (Schutzwoche). 

Selbstverständlich sollen Personen, die Symptome einer Atemwegsinfektion (und da-

mit einschlägige Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2) aufwei-

sen, den Kontakt zu anderen Personen vermeiden und sich zu Hause aufhalten, um 

andere nicht in die Gefahr einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu brin-

gen.  

Bei Begegnungen mit anderen Personen im öffentlichen Raum ist grundsätzlich ein 

Mindestabstand von 1,50 m zu anderen Personen einzuhalten, sofern nichts anderes 

bestimmt ist. Das allgemeine Abstandsgebot des § 1 Abs. 2 gilt für zufällige, nicht ge-

plante Begegnungen im öffentlichen Raum; hingegen werden Zusammenkünfte, also 

geplante Treffen, von § 2 geregelt.  

Nach dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse kann eine Übertra-

gung des Coronavirus SARS-CoV-2 über Tröpfchen oder Aerosole jedenfalls teilweise 

vermieden werden, wenn die infizierte Person einen Mund-Nasen-Schutz trägt. Der 

Mund-Nasen-Schutz dient also vorrangig dem Schutz anderer Personen vor einer An-

steckung. Der Mund-Nasen-Schutz muss Mund und Nase beim Tragen ausreichend 

bedecken. Ein Mund-Nasen-Schutz ist zu tragen, wenn die 14. CoBeLVO eine Mas-

kenpflicht anordnet und ausdrücklich auf § 1 Abs. 3 verweist (vgl. z.B. § 5 Satz 1). Au-

ßerdem gilt die Maskenpflicht in allen geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im 

Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind. Darüber hinaus ist ein 

Mund-Nasen-Schutz an allen öffentlichen Orten mit Publikumsverkehr zu tragen; dies 

können auch Örtlichkeiten unter freiem Himmel sein, an denen sich Menschen entwe-

der auf engem Raum oder nicht nur vorübergehend begegnen. Die Bestimmung der 

Orte nach Satz 2 sowie die Bestimmung eines zeitlichen Umfangs der Maskenpflicht 
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obliegt der zuständigen Kreisverwaltung bzw. in kreisfreien Städten der Stadtverwal-

tung als Kreisordnungsbehörde. 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit sind Befreiungen von der Maskenpflicht vorge-

sehen (§ 1 Abs. 4). 

Hinsichtlich der Regelungssystematik ist klarzustellen, dass auch eine Personenbe-

grenzung und die Kontakterfassung nur dann verpflichtend sind, soweit die 

14. CoBeLVO diese Pflichten ausdrücklich anordnet und auf die entsprechenden Ab-

sätze des § 1 verweist. 

 

b) Versammlungen, Veranstaltungen, Zusammenkünfte 

Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine oder mit den Angehörigen des ei-

genen oder eines weiteren Hausstandes bis zu einer Gruppengröße von höchstens 

fünf Personen gestattet. Dabei bleiben Kinder bis 14 Jahre bei der Bestimmung der 

Personenanzahl außer Betracht. Das allgemeine Abstandsgebot (§ 1 Abs. 2 Satz 1) 

muss dann nicht eingehalten werden. Die Regelung dient dem allgemeinen Ziel der 

14. CoBeLVO Kontakte und Begegnungen von Personen auf ein zwingend notwendi-

ges Mindestmaß zu reduzieren, um Infektionsketten zu unterbrechen und das Infekti-

onsgeschehen effektiv zu begrenzen 

Aus diesem Grund ist auch der Konsum alkoholhaltiger Getränke im öffentlichen Raum 

untersagt. Damit soll der Anreiz zur Gruppenbildung in der Öffentlichkeit vermieden 

und die vom Alkoholkonsum ausgehende Infektionsgefahr infolge alkoholbedingter 

Enthemmung eingegrenzt werden. Es bedarf daher eines Alkoholverbots, um einen 

Gesundheitsschutz effektiv zu gewährleisten. 

Zusammenkünfte aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen Anlässen sowie 

Zusammenkünfte bei Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben 

wahrnehmen sind unabhängig vom allgemeinen Abstandsgebot des § 1 Abs. 2 und 

von den Personenzahlbegrenzungen des § 2 Abs. 1 ausnahmsweise zulässig. Es gilt 

bei diesen privilegierten Zusammenkünften die Maskenpflicht des § 1 Abs. 3. 

Zum Jahreswechsel 2020/2021 darf kein Feuerwerk auf öffentlichen Straßen und Plät-

zen abgebrannt und auch nicht öffentlich veranstaltet werden. Dieses Verbot von Sil-
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vesterfeuerwerk beruht auf infektionsschutzrechtlichen Erwägungen. Es dient der Ver-

hinderung größerer Gruppenbildungen, bei denen die Einhaltung des Abstandsgebots 

nicht zuverlässig erwartet werden kann. Es verhindert darüber hinaus Verletzungen 

der Bürgerinnen und Bürger. Diese gilt es vor dem Hintergrund der bereits enormen 

Belastung des Gesundheitssystems und angesichts der erheblichen gesundheitlichen 

Risiken beim Abbrennen von Feuerwerk zu vermeiden. 

 

c) Schließung von gewerblichen Einrichtungen 

Aufgrund der weiterhin nicht signifikant sinkenden Infektionszahlen und einer zuneh-

mend drohenden Überlastung des Gesundheitssystems sind deutlich weitergehende 

Schließungen – als noch mit der Zwölften und Dreizehnten Corona-Bekämpfungsver-

ordnung geregelt – erforderlich. Insbesondere müssen erneut gewerbliche Einrichtun-

gen für einen vorübergehenden Zeitraum geschlossen werden. Nur so können Begeg-

nungen von Menschen und daraus resultierende neue Infektionen effektiv vermieden 

werden.  

Gewerbliche Betriebe, die der Daseinsvorsorge und Deckung des täglichen Lebens-

bedarfs dienen, dürfen weiterhin geöffnet bleiben. Allerdings müssen hierbei grund-

sätzlich das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 

Satz 4 (auch auf Parkplätzen) und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 beachtet 

werden, um Infektionsmöglichkeiten weitmöglich auszuschließen. Etwaige verfas-

sungsrechtlich relevante Ungleichbehandlungen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 GG wären 

jedenfalls dadurch sachlich gerechtfertigt, dass die weiterhin geöffneten gewerblichen 

Betriebe eine besondere Versorgungsfunktion für die Bevölkerung darstellen.  

 

d) Schließung von Einrichtungen; Untersagung von Veranstaltungen 

Aufgrund des Gesamtkonzepts der 14. CoBeLVO sollen Kontakte und Begegnungen 

für einen vorübergehenden Zeitraum stark eingeschränkt werden, um einen weiteren 

Anstieg an Neuinfektionen sowie die drohende Überlastung des Gesundheitssystems 

zu vermeiden. Aus diesem Grund ist die zeitlich begrenzte Schließung und Untersa-

gung folgender Einrichtungen und Veranstaltungen gerechtfertigt: 
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§ 4 regelt daher die zeitlich befristete Schließung von Betrieben und Einrichtungen, die 

dem Publikumsverkehr und der Unterhaltung dienen. Hierzu zählen Clubs, Diskothe-

ken, Kirmes, Volksfeste und ähnliche Einrichtungen sowie Prostitutionsgewerbe im 

Sinne des § 2 Abs. 3 des Prostitutionsschutzgesetzes. Die hier typischerweise vorhan-

denen Betriebskonzepte beruhen auf geselligen und nahen Begegnungen der Besu-

cher bzw. Nutzer, sodass Abstandsregeln nicht konsequent eingehalten, Infektionsket-

ten nicht zuverlässig nachverfolgt und eine Vermeidung von Infektionen nicht ausge-

schlossen werden können. 

Auch in gastronomischen Einrichtungen besteht – selbst bei Beachtung der bisher 

etablierten Hygienekonzepte – ein Ansteckungsrisiko, wie es von jeder Zusammen-

kunft einer Vielzahl von Personen ausgeht. Durch die Schließung gastronomischer 

Einrichtungen (§ 7) werden physische Kontaktmöglichkeiten begrenzt. Dadurch wird 

verhindert, dass sich viele Menschen über einen längeren Zeitraum auf begrenztem 

Raum und ohne Mund-Nasen-Schutz aufhalten und sich gegenseitig in die Gefahr eine 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 bringen. Darüber hinaus trägt die Schlie-

ßung gastronomischer Einrichtungen dazu bei, dass sich Menschen weniger im öffent-

lichen Raum aufhalten und eher zu Hause bleiben. Als verhältnismäßige Ausnahme 

von der grundsätzlichen Schließung gastronomischer Einrichtungen, sind Abhol-, Lie-

fer- und Bringdienste sowie der Straßenverkauf und der Ab-Hof-Verkauf erlaubt. Hier-

bei ist mit einem nur kurzen Aufenthalt und Kontakt zu anderen Personen zu rechnen, 

sodass bei diesen Begegnungen von keiner hohen Infektionsgefahr auszugehen ist. 

Auch Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentlicher Einrichtungen dür-

fen betrieben werden, um den Betriebsablauf dieser Einrichtungen aufrechtzuerhalten. 

Durch die Schließung von Übernachtungsbetrieben (§ 8) sollen private und touristi-

sche Reisen und eine weitere Verbreitung des Infektionsgeschehens verhindert und 

physische Kontaktmöglichkeiten begrenzt werden.  

Wegen der aktuellen Gefährdungslage regelt § 11 die zeitlich befristete Schließung 

von Messen, Spezialmärkten, Freizeitparks, zoologischen Gärten, Tierparks, botani-

schen Gärten, Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und (jeweils) ähnli-

chen Einrichtungen. Bei all diesen Freizeiteinrichtungen kommen regelmäßig eine 

Vielzahl an Personen für einen längeren Zeitraum und zudem teilweise aus überregi-

onalen Gebieten zusammen, sodass ohne eine Schließung dieser Einrichtungen neue 
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Infektionen und nicht nachvollziehbare Infektionsketten konkret befürchtet werden 

müssten.  

§ 15 regelt die zeitlich befristete Schließung von öffentlichen und gewerblichen Kultur-

einrichtungen. Hierzu zählen Kinos, Theater, Konzerthäuser, Kleinkunstbühnen, Mu-

seen, Zirkusse und (jeweils) ähnliche Einrichtungen. In Kultur- und Kunsteinrichtungen 

kommt regelmäßig eine Vielzahl von Personen aus einem oftmals größeren Einzugs-

gebiet für einen längeren Zeitraum zusammen; solche physischen Kontakte sollen je-

doch wegen der damit verbundenen Infektionsgefahren gerade vermieden werden.  

Der Probenbetrieb von professionellen Kulturangeboten ist unter Beachtung der allge-

meinen Schutzmaßnahmen zulässig, sodass diese ihren Betrieb nach Ablauf der be-

fristeten Schließung unmittelbar fortsetzen können. Damit wird dem Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz Rechnung getragen. Der Proben- und Auftrittsbetrieb der Breiten- und 

Laienkultur sowie außerschulischer Musikunterricht ist hingegen untersagt; auch inso-

fern sollen nicht zwingend erforderliche physische Kontakte vermieden werden.  

 

e) Betriebe und Dienstleistungen 

In allen Arbeits- und Betriebsstätten gilt nunmehr die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3, 

sofern am jeweiligen Platz der Arbeits- oder Betriebsstätte der Mindestabstand von 

1,5 Metern im Sinne des § 1 Abs. 2 nicht eingehalten werden kann. 

Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe dürfen ihre Tätigkeit ausüben, sofern die all-

gemeinen Schutzmaßnahmen beachtet werden und insbesondere das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 eingehalten 

werden. 

Soweit bei körpernahen Dienstleistungen das allgemeine Abstandsgebot nach § 1 

Abs. 2 nicht eingehalten werden kann, ist diese Tätigkeit wegen des damit einherge-

henden erhöhten Infektionsrisikos untersagt. Erlaubt sind allein solche körpernahen 

Dienstleistungen, die medizinischen Gründen dienen. Kosmetische Dienstleistungen 

oder Wellnessbehandlungen dienen hingegen nicht medizinischen Gründen in diesem 

Sinne.  
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Mit der Ergänzung in Abs. 2 Satz 2 wird klargestellt, dass zu den Dienstleistungen, die 

aus hygienischen oder medizinischen Gründen erlaubt sind, auch Rehabilitationssport 

und Funktionstraining im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 3 und 4 des Neunten Buchs des 

Sozialgesetzbuchs – SGB IX – zählen. Rehabilitationssport findet aufgrund gesetzli-

cher Definition stets in Gruppen statt und ist daher – in Abweichung zu der Regelung 

in § 10 – ausnahmsweise zulässig. Der Verweis auf § 64 SGB IX stellt sicher, dass 

eine ärztliche Verordnung vorliegt. 

 

f) Sport 

Das weitgehende Verbot von sportlicher Betätigung in geschlossenen Räumen und in 

einem eng begrenzten Personenkreis dient ebenfalls dem primären Ziel der, Kontakte 

auf ein absolut zwingendes Mindestmaß zu begrenzen. 

Sportliche Betätigung ist grundsätzlich geprägt durch gemeinsames Training und Wett-

kämpfe mit vielen persönlichen Begegnungen im und um den Sportbetrieb. Sportaus-

übung ist mit körperlicher Anstrengung, also mit erhöhter Herz- und Atemfrequenz und 

folglich mit einem erhöhten Aerosolausstoß verbunden. Alle diese Umstände tragen 

das Risiko einer Weiterverbreitung der Infektion in sich. Daher muss die Sportaus-

übung auf ein Maß reduziert werden, bei dem das Übertragungsrisiko nahezu ausge-

schlossen werden kann. 

Durch das generelle Verbot von Zuschauerinnen und Zuschauern werden nicht not-

wendige persönliche Begegnungen im Sport ausgeschlossen und die Mobilität von 

Menschen im öffentlichen Raum im Sinne der Bekämpfungsgesamtstrategie erheblich 

reduziert. 

 

g) Gottesdienste 

Vor dem Hintergrund der grundrechtlich geschützten Religionsfreiheit sind Gottes-

dienste unter Beachtung der notwendigen Schutzmaßnahmen weiterhin zulässig. In 

Gottesdiensten besteht nunmehr für die Besucher auch dann Maskenpflicht, wenn sie 

sich an ihrem Platz befinden. Dies ist insbesondere deswegen erforderlich, weil Got-

tesdienste in der Weihnachtszeit erfahrungsgemäß erheblich stärker besucht werden 

als im Jahresmittel. Grundlage für die Anordnung der Maskenpflicht ist insoweit § 28a 
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Abs. 1 Nr. 10 IfSG. In Innenräumen und somit auch bei Gottesdiensten kann vor allem 

dann eine Reduktion der Übertragungen wirksam werden, wenn möglichst alle Perso-

nen eine Maske tragen. Das Tragen einer Maske trägt dazu bei, andere Personen vor 

Aerosolen, die man z. B. beim Sprechen, Husten oder Niesen ausstößt, zu schützen. 

Somit schützt das Tragen der Maske am Platz andere Gottesdienstbesucher. 

Vor dem bereits genannten Hintergrund des vermehrten Besuchs muss im Rahmen 

von Gottesdiensten auch der Gemeinde- und Chorgesang untersagt werden. Beim 

lauten Sprechen und beim Singen werden vermehrt Tröpfchen und Aerosol produziert. 

Damit steigt insbesondere in Innenräumen das Risiko einer Anreicherung von Aeroso-

len. Dies wiederum kann eine mögliche Infektionsübertragung begünstigen, und zwar 

auch bei Einhaltung von Mindestabständen. 

 

h) Schulen, Staatliche Studienseminare für Lehrämter, Kindertagesstätten 

Im Rahmen der zur Senkung der Infektionszahlen geplanten gesamtgesellschaftlichen 

Maßnahmen werden auch in den Schulen Kontakte möglichst auf das notwendige Maß 

beschränkt. Gleichzeitig muss dem Recht auf Bildung der Kinder und Jugendlichen 

aber auch dem Betreuungsbedarf der Eltern und Sorgeberechtigten angemessen 

Rechnung getragen werden. Aus diesem Grunde bleiben ab dem 16. Dezember 2020 

die Schulen für eine Notbetreuung geöffnet. Ab dem 4. Januar 2021 findet – befristet 

auf zwei Wochen - in den Schulen zusätzlich zur Notbetreuung ein Fernunterrichtsan-

gebot statt. An allen Kindertageseinrichtungen findet ein Betreuungsbetrieb einschließ-

lich der geplanten Schließzeiten statt. Eltern und Sorgeberechtigte sollen nach Mög-

lichkeit eine Betreuung zu Hause sicherstellen, um die Anzahl der Kinder in den Ein-

richtungen gering zu halten. 

 

i) Hochschulen, Außerschulische Bildungsmaßnahmen und Aus-, Fort- und Wei-

terbildung 

Die Hochschulen haben strenge Sicherheitskonzepte umgesetzt, um ihren Studieren-

den unter Einbeziehung digitaler Lehre und anderen Fernlehrformaten ein ordnungs-

gemäßes Studium sicherzustellen und im Rahmen des epidemiologisch Verantwort-

baren auch Präsenzunterricht zu ermöglichen. Die erforderlichen Einschränkungen 
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dienen sowohl dem Gesundheitsschutz der Studierenden und Lehrenden selbst als 

auch dem Ziel, landesweit die Zahl der Neuinfektionen zu reduzieren. Für den Hoch-

schulbereich bedeutet das: Online-Lehre ist die Regel, Präsenz kann es nur geben, 

wo es epidemiologisch verantwortbar und zwingend erforderlich ist, um einen erfolg-

reichen und ordnungsgemäßen Studienverlauf sicherzustellen. 

 

j) Krankenhäuser 

In den Krankenhäusern befinden sich oftmals vorübergehend oder dauerhaft vul-

nerable und daher besonders zu schützende Personengruppen. Aus diesem Grund 

wird durch die 14. CoBeLVO vorgegeben, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 

um den Eintrag des Coronavirus zu vermeiden. Dahingehende Maßnahmen sind zum 

Schutz von Patientinnen und Patienten und Bewohnerinnen und Bewohnern, nicht zu-

letzt aber auch des Personals der auch für die Bekämpfung der Pandemie besonders 

wichtigen Einrichtungen und folglich der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems 

notwendig. 

 

k) Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende und gruppenbezogene 

Maßnahmen 

In Bezug auf die Einreise- und Quarantäneregelungen, die in den §§ 19 ff. der 

13. CoBeLVO geregelt sind, wird auf die Begründung zur Muster-Quarantäneverord-

nung des Bundes, die gemeinsam von den Innen- und Gesundheitsministerien von 

Bund und Ländern zur Schaffung einer bundesweit möglichst einheitlichen Regelung 

erarbeitet wurden, verwiesen (abzurufen unter: https://www.bundesregierung.de/re-

source/blob/997532/1798906/0a2294f4c1310622597ea8a24dad8521/2020-10-14-

musterquarantaeneverordnung-data.pdf?download=1). Die Muster-Quarantänever-

ordnung wurde im Zuge der 1. Änderung der Zwölften Corona-Bekämpfungsverord-

nung weitestgehend unverändert in Rheinland-Pfalz umgesetzt und auch von der 13. 

sowie der 14. CoBeLVO übernommen. 

In Abweichung zur Muster-Quarantäneverordnung wurde in § 20 Abs. 2 Nr. 1 eine Frist 

von 72-Stunden für einen Aufenthalt in einem Risikogebiet nach § 19 Abs. 4 geregelt. 
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Insofern wurde die bisher geltende Regelung aufrechterhalten und zugleich eine ein-

heitliche Regelung mit dem Saarland geschaffen. 

Abweichend zur Muster-Quarantäneverordnung ist ebenfalls § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8; 

hierdurch sollen Studierende und Auszubildende, die für einen mindestens dreimona-

tigen Aufenthalt nach Deutschland einreisen, privilegiert werden. 

 

l) Allgemeinverfügungen 

Allgemeinverfügungen der Kreisverwaltungen, in kreisfreien Städten der Stadtverwal-

tungen als Kreisordnungsbehörden, zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 

nach dem Infektionsschutzgesetz sind grundsätzlich gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 im Ein-

vernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium zu erlassen. Soweit die 

14. CoBeLVO weitergehende Schutzmaßnahmen enthält als Allgemeinverfügungen, 

werden diese Allgemeinverfügungen durch diese Verordnung ersetzt und sind aufzu-

heben. 

Sofern der 7-Tages-Inzidenzwert über 200 liegt, stimmen die betroffenen Kreise und 

kreisfreien Städte im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium 

über diese Verordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen ab. Für diese 

Fälle sollen die umfassenden allgemeinen Maßnahmen nochmals erweitert werden, 

um kurzfristig eine deutliche Absenkung des Infektionsgeschehens zu erreichen. Ins-

besondere sollen in betroffenen Regionen lokale Maßnahmen nach § 28a Abs. 2 IfSG 

spätestens erwogen werden, wenn die Inzidenz von über 200 Neuinfektionen pro 

100.000 Einwohnern pro Woche überschritten wird.  

 

6. Verweis auf Auslegungshilfen/FAQs 

Hinsichtlich konkreter Auslegungsfragen zu den einzelnen Regelungen der 

14. CoBeLVO wird auf die – jeweils geltende – Auslegungshilfe (abzurufen unter: 

https://corona.rlp.de/de/service/rechtsgrundlagen/) und die FAQs (abzurufen unter: 

https://corona.rlp.de/de/service/faqs/), verwiesen. Die Auslegungshilfe und die FAQs 

werden fortwährend aktualisiert und ergänzt. 

 

7. Geltungsdauer 
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Die 14. CoBeLVO tritt am 16. Dezember 2020 in Kraft und mit Ablauf des 10. Januar 

2021 außer Kraft. 
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